) Wir machen darauf aufmerkſam, daß, um die hier folgenden 1 
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Vierterſähriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb inel. 
für den Raum einer 


Porte 2 Thlr. 11% Sgr. Inſertionsgebühr 
Finftbeftigen Zelle in Peilaſchrift 1 Sgr. 
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Vierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Zuſammen⸗ 

von gegen 200 eingetroffenen Abgeordneten am geſtrigen Abend, an 
welchem auch einige Anträge vertheilt wurden, waren nur etwa 25 preußiſche 
Becker (Dortmund), 


5 a" der vorangegangenen vertraulichen — 5 mehr geſelligen 
nft 


Abgeordnete anweſend, u. A. die Herren Otto, Duncker, 
Graf Hake, Metzmacher, Major Steinhardt, v. Unruh, v. Rönne (Solingen), 
Taddel, Schulze (Berlin), Freiherr v. Vaerſt, Runge. Es ſind im Ganzen 
egen 400 Abgeordnete angemeldet; 300 davon dürften den Verhandlungen 


eiwohnen. 
Heut um 10 Uhr begann die erſte öffentliche Sitzung. Der Vorſitzende 
Dr. S. Müller heißt die Eingeladenen willkommen und weiſt auf die 


Pflicht eines jeden Bürgers hin, an den Arbeiten für das Vaterland theil⸗ 
zunehmen; Anerkennung verdiene es, da 10 Männer aus der Ferne herbei⸗ 
eilen, um an der Förderung für das a des allgemeinen Vaterlandes zu 
arbeiten. Der deulſche Abgeordnetentag ſei nur ein Nothbehelf, werde aber 
hoffentlich bald durch ein deutſches Parlament erſetzt werden. Die Haupt⸗ 
frage, die deutſche, ſei in den letzten Tagen an uns herangetreten, aus einem 
Kreiſe, woher man es am allerwenigſten erwarten konnte. Die Vorlage ſei 
zu prüfen und man müſſe ſich dabei lediglich als deutſche Abgeordnete be⸗ 
en, nicht als Vertreter einzelner Länder. 

Auf den Vorſchlag des Abg. Nebelthau, und da Herr Müller die Lei⸗ 
tung der Geſchäfte aus Geſundheitsrückſichten. abgelehnt, werden Herr von 
Bennigſen aus Hannover zum erſten, Herr Barth aus Kaufbeuern 
zum zweiten und Herr v. Unruh aus Berlin zum dritten Präſidenten 
durch Acclamation gewählt. Herr v. Bennigſen nimmt die Wahl an, dankt 
und weiſt auf die zu berathenden wichtigen Sragen, das öſterreichiſche Re⸗ 
formproject, 1 Die Verſammlung habe zwar kein Mandat, ſie könne aber 
durch Sinmütbigkeit. in den Beſchlüſſen und dem gefaßten Standpunkte 1 8 
ßen Einfluß auf die Völker und Fürſten haben. Nur einen Satz wolle er 

ausſprechen, der feſtſtehen ſoll, einen Satz, den kein deutſcher Abgeordneter 
ine neue deutſche Verfaſſung kann nur ins Leben treten 
unter der freien Zuſtimmung der Vertreter des deuiſchen Volkes. (Beifall.) 

Logen und Gallerien des Saales ſind gefüllt, viele Damen. 

Es wird nunmehr das Schriftführer⸗Bureau gebildet; bei Feſtſtellung der 
Tagesordnung ſtellt Herr Venedey den Antrag, der Abgeordnetentag möge 
ich bis zum 18. Oktober vertagen, in weiterer Molivtrung wird er von dem 

Buena unterbrochen, da dieſe Motivirung zur Diskuſſion über die deutſche 
age gehöre. 
er Präſident verlieſt zur Einleitung der Diskuſſion über dieſe Frage die 
betannten Anträge des Ausſchuſſes in den römiſchen 5 Nummern. Es Br 
den ferner Anträge verleſen, geſtellt vom Abg. Dr. Becker auf ſchleunige 
Einberufung des deutſchen Parlaments auf Grund des Beſchluſſes don 1848 
Hrn. Welcker, ungefähr daſſelbe ſagend, von Dr. Karl Grün, den Fürſten⸗ 
„eongreß zu erſuchen, ſofort ein deutſches Parlament nach Frankfurt zu beru⸗ 
5 und dieſes Erſuchen durch eine Deputation den 
Herr v. Sybel (Duſſeldorf) reicht einen änderungsvorſchlag zu 
IV. der Ausſchußanträge ein. Herr Ammermüller (Stuttgart) 
will, daß erklärt werde, daß das Reformproject den Rechten und Freiheiten 
des Volkes nicht ar und die Einberufung des deutſchen Parlaments 
nothwendig ſei. Auch Herr Fiſcher (Breslau) ſtellt einen Antrag. Der 
obenerwähnte Antrag Venedeys wird gehörig unterſtützt, und da er als ein 
präjubicieller nicht angeſehen wird, kommt er auch nicht, wie es Hr. Venedey 
gewünſcht, zunächſt zur Debatte. 

Berichterſtatter rof, Häuſſer (Heidelberg) erhält das Wort: Der Für⸗ 
ſtencongreß habe die urſprüngliche Tagesordnung geändert; erſt ſeit 2 Tagen 
ſei das Reformproject gekannt, man jet zuſammengetreten unter dem Eindruck 
eines erfreuli 2 ve Ereigniſſes; erfreulich ſei es, daß einer der mächtigſten 
deutſchen Fürſten, ohne gedrän t zu ſein, die Initiative ergriffen. Man möge 
nicht grübeln, ob Hintergedanken maßgebend geweſen ſeien. Die Thatſa 


verleugnen darf: 


ürſten zur Kenntniß zu 
en. 
Nr. II., III., 


e 
und dann Träumerei, heut ſei die Frage 

die Frage könne nicht mehr 
Was vielfach 
für 
ung 
als ſie 


ſei da, was vor 10 Jahren ſtrafbar, 
durchgebrochen, das Bedürfniß ki anerkannt 
8 werden und das ſei ein erquickliches Reſultat. 
beſtritten, komme nun doch zur Geltung und das ſei eine Genegſheng 
diejenigen, welche das Banner ſtets hoch gehalten haben. — Die Ste 
des Abgeordnetentages und des Ausſchuſſes 
jetzt geworden. 

Der Ausſchuß hat geglaubt, ſeine Stellung in einzelnen Punkten preis⸗ 
Ki, zu dürfen; er wollte nicht ſpröde und eigenſinnig, er wollte nachgiebig 


ſei ein anderer geweſen, 


ein, nicht hinderlich dem großen Reformproject entgegentreten. Man möge 
ich aber nicht blenden laſſen durch den Schein irgend einer Repräſentation, 
nicht täuſchen laſſen, ſondern nüchtern prüfen, ob der Preis der zu bringen⸗ 
den Opfer im Verhältniß ſtehe mit den dargebotenen Verbeſſerungen. — Die 
Bedenken in Nr. III. ſeien wichtig, der öſterreichiſche Entwurf habe es unter: 
laſſen, ein Minimum der Freiheiten der Volksvertretun anzugeben. Die 
e des Volkes baſirten aber noch auf das im Jahre 1815 Gegebene. 

ie werde ſich Oeſterreich und ſeine Februarverfaſſung zu dem feſter geeinig⸗ 
ten Deutſchland, wie Oesterreich mit Neter Geſammtſtaats⸗Verfaſſung zu die⸗ 
em Deutſchland ſtellen? Wie ſoll der Dualismus ohne gewaltthätige Reis 
Bing beſeitigt werden? Das Projekt zeigt ein entſchiedenes Uebergewicht 

Oeſterreichs, nicht blos in der formellen Leitung. Redner analyſirt nun den 
Entwurf. as die Erweiterung betreffe, ſo ſei ſie im Grundſatze freudig zu 
begrüßen. In dem Maße aber, in dem die Competenz der Bundesgewalt 
erweitert, in demſelben müſſen die conſtitutionellen Mittel der Abwehr ver⸗ 
tärkt werben. m Weſen des Staatenbundes liege es allerdings, daß er 

leiches nicht leiſten kann; ein Directorium von Fürſten kann nicht Gleiches 
eben, wie ein conſtitutioneller Monarch; das ſei eine Conſequenz der Grund⸗ 


(Siehe die telegraphiſchen Depeſchen am Schluß der Zeitung.) ] A e ee ne Beflimmung, e 
— 0 Ipürde der Verſammlung den Charakter des Unſtätigen, de andelbaren 
Der Abgeordnetentag. geben; die Mitglieder der Herrenhäuſer würden aber ſtabil ſein, und das 
Erſte Sitzung am 21. Auguſt.“) möge nahe man nicht vergeſſen. — Der Entwurf habe nicht daran gedacht, 


Zeitung. 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle 
Unitalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche 2 und I 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Montag, den 24. NM. 392. Mittag-Ausgabe. Bierundsiersigter Jahrgang. — Verlag, von Ehuard Tremenst. Montag, den 24. Auguf 1883. 1863. 


bſ. 1 wird über die Dauer des Mandats eine Beſtimmung getroffen; fie 


daß Mecklenburg keine Vertretung habe. Doch vertreten die Feudalen in feu⸗ 
daler Weiſe ſich ſelbſt, nicht das Volk. Die Verſammlun fol nun nur alle 
3 Jahre zuſammenkommen; ſei es aber Ernſt mit dem 1 ſo ſei dieſe 
5 g, nur alle 3 Jahre ihre Angelegenheiten zu controliren, unbegreif⸗ 
lich. — Die Competenz der Verſammlung ſei im Art. 13 berührt, hier aber 
ameifelbaft er Wer wie — die — —.— der Beſchlüſſe des Directoriums zur 
Competenz. der Verſamml ball gehörte. — Auch die Beſtimmungen in Art. 14 
[cin in Form und Inha ungewöhnlich. Die Controle der Finanzen 
n Art. 20 je die beſchließende 1 fle g definirt; 
Ziffer 2 und 3 ſeien aber unzulänglich und zweifelhaft; auch die Ziffer 4 ſei 
bedenklich. Man dürfe ſich nicht durch den Schein der Vertretung blenden 
laſſen; es komme darauf an, wer die Vertretung iſt und wen ſie vertrete, 
und einer ſolchen 1 könne man alle die herrlichen Güter nicht an⸗ 
vertrauen. — Die Fürſten können aber endlich nicht ohne die Verantwort⸗ 
lichkeit der Miniſter das Reformwerk in die Hand nehmen; ſie bedürfen jebt 
ſchon der Mitwirkung der Landesvertretungen. Endlich ſei auch Art. 2 
Kubert bedenklich. Namentlich der erſte Punkt könne nicht der Shrftenber 
ſammlung lediglich überlaſſen bleiben; damit könne die Exiſtenz des Bundes 
alterirt werden. — Bezüglich des Bundesgerichts ſeien ebenfalls Punkte zu 
mängeln. Die Bildung des Bundesgerichks ſei in die Hände der gan 
n Art. 30 
ürtemberg 
zu erfreuen ap 
a muß ei un⸗ 


ſcwinde weſentlich. 


geleat; es fehle für mancherlei Streitigkeiten eine Inſtanz. 
Keſagz 2 fei eine Inconſequenz mit Art. 28 Abſatz 2 enthalten. 
würde ſich der Anwendung dieſes Artikels nicht übermäßig 
Mögen diefe Bemerkungen genügen, eine erſchöpfende 
möglich, aber die Anträge III. mußten motivirt erben, gejagt muß werden, 
daß einige Beſtimmungen höchſt bedenklich. — In Art. 4 jet mancherlei be⸗ 
antragt. Wir wünſchen die volle Parität der beiden Großmächte; in dieſer 
t hat der Entwurf nicht alle gebotene Vorſorge etroffen; die Form 
Handhabe für jeg iche Ablehnung der 
Theilnahme geben. Wir verlangen den Eintritt der deutſchen Probinzen |} 
Preußens in den Bund; wir konnen den Eintritt Geſammtöſterreichs nicht 
8 Der Standpunkt des partikulariſtſchen Preußens, man wolle nicht 
den Eintritt aller Provinzen, um die Großmachtſtellung zu wahren, ſei nicht 
der des Ausſchuſſes. Aber Provinzen müſſen in den Bund, mit denen un⸗ 
ſere ſtolzeſten Erinnerungen verknüpft find, die Heimath Kants und Herders, 
die Heimath derer, die ſich 1813 erhoben; dieſe theuren deutſchen Länder 
müſſen wir haben, wir können fie nicht mifjen; das ganze Deutſchland ſoll 
es ſein. Mögen die Preußen mir die vielleicht etwas warme Motivirung 
verzeihen. — Es ſei vielleicht nicht zufällig, daß der Abgeordnetentag mit 
— Fürſtentag zuſammentrifft, das ſei eine glückliche Fügung. 

Möge man den alten Brincipienftreit laſſen — nur durch eigene Mitwir⸗ 
kung der Nation kann das Reformwerk gedeihen. Der Ausſchuß verlangt 
eee A ſich an fade ee e an, * 5 

ung die Anträge frei von ſelbſtſüchtigen Gedanken, frei von 
van Das Wohl des Vaterlan⸗ 


Hinſi 
des Entwurfes könne eine bequeme 


nichts Unaus 
Borurikeil erwägen, peira 
orurtheil erwägen, getragen von dem Gedanken: 
des! (Stürmiſcher Beif all) 6 
Der A Nicht den Antrag der ſtändigen Commiſſion, 
lautend: ie Kae Commiſſion wird beauftragt, dem weiteren Verlaufe 
der neueſten Reformbeſtrebungen ihre beſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden, 
und wenn Ereigniſſe eintreten oder veränderte Vorlagen erfolgen, welche eine 
Thätigkeit des Abgeordnetentages nothwendig machen, ſofort die erforderlichen 
Schritte zu thun, namentlich eine außerordentliche Verſammlung des Abge⸗ 
ordnetentages zu veranlaſſen, auch in geeigneten Fällen vorläufige Erklärun⸗ 
gen auf der Grundlage der Beſchlüſſe des Abgeordnetentages in Vertretung 
beſſelben abzugeben.“ 

Herr Venedey vertheidigt ſeinen Antrag; 
nen Arbeiten nicht fertig werden; in der Verfammlung werden auch Häkchen 
gefunden werden, darum möge man ſich vertagen; er tritt aber zu Gunſten 
Herr Becker (Dortmund): In der Tendenz 
ſei kein Unterſchied zwiſchen ſeinem und dem Commiſſtonsantrag e; in letzte⸗ 
rem ſeien aber über ai e Dinge, die zu Mißverſtändniſſen 2 nlaß geben 
könnten. Nach der Art des Berichterſtatters ſei der Entwurf pure abzu⸗ 
lehnen. Die Mängel der Reichsverfaſſung von 1849 können nur durch das 
deutſche Parlament beſeitigt werden, nicht durch die Fürſten, nicht durch den 
Abgeordnetentag, der nicht in der Lage iſt, im Namen der Nation zu ſpre⸗ 
chen und irgend welche Erklärungen abzugeben. Man wiſſe ja auch noch gar 
nicht, wohin ſich die deutſchen Fürſten einigen wollen, man kenne ja nur den 
Entwurf; man wiſſe nicht, wie ſich Preußen dazu verhalten werde. An der 
Reichsverfaſſung allein müſſe man vorläufi feſthalten. — Herr Welcker 
(Heidelberg): Dankbar müſſe man die Bemühung der Fuürſten in der deut⸗ 
Ken Reformſache anerkennen, durchdrungen ſei er von dem Wunſche einer 
riedlichen * ng mit den Fürſten, von dem Gedanken, daß nur das Recht 
des deutſchen Volkes das Siegel der Aufrichtigkeit dem Werke aufdrücken 
könne. Nur auf den deutſchen Rechtsboden müſſe man zurückgehen, und in 
dieſer Beziehung ſtimme er nicht mit der Commiſſion. Auf dem hiſtoriſchen 
Boden müſſe man feſtſtehen, die Be ung von 1849 ſei rechtmäßig entitans 
den, Veränderungen können nur auf verfaſſungsmäßigem Wege mit verfaſ⸗ 
ſungsmäßigem das Barß vorgenommen werden. Redner geht auf Einzel⸗ 
heiten ein, auf das Verhalten des heſſiſchen Geſandten v. Löpell in der Na⸗ 
tionalverſammlung. Die Reichsverfaſſung iſt rechtmäßig zu Stande gekom⸗ 
men; ſie iſt ein Ehrenwerk der deutſchen Nation, an — man feſthalten 
Race ſonſt werde ſich Niemand mehr zum Verfaſſungmachen hergeben. Das 
Rechtsbewußtſein des Volkes müſſe. man achten, dieſes Volk wird das Werk 
5 Stande bringen, Preußen und Oeſterreich allein werden das Werk nie zu 

. bringen. Recht iſt Friede, Friede iſt Recht! (Stürmiſcher Beifall.) Herr 


der Fürſtentag werde mit ſei⸗ 


des Ausſchußantrages zurück. — 


age. Art. 4 und 5 des Projektes habe für die conſtitutionellen Freiheiten Dr, Grün: Sein Antrag ſei aus Zwedmäßigteitsgründen eſtellt weder 
Er Bedenken; eine abſolute Spitze ohne verantwortliche Organe 1% eine Alien, noch dieſe Verena g, ſondern allein das deutsch Parlament 
nomalie. — Die Erweiterung des Bundeszweckes mache ſich bemer bar in] seien competent. Ob die Deputation angenommen wird, dieſe Frage ſei nicht 


der auswärtigen Politik und der 
Entwurf wolle, daß Oeſterreich 

Vertretung übernimmt. In dem 
tige 8 deſſelben mit großer Aengſtlichkeit betont, im 
anders. n ſpreche da von Deutſchland als Geſammtmacht, 
Anomalie finde 1 ber. In Abſatz 4 und 5 des Art. 8 des 
Projekts finde e wie in Ai 40 und 47 der wiener Schlußacte, 
obgleich went He lieſt die Artikel). Eine Gefahr liege darin, daß 
die einfache Majorität über Krieg und Frieden beſchließen könnte, es liege 
5 eine Gefahr, weil die eine oder die andere Großmacht davon einen a 
denklichen sms machen könnte Auch Art. 9 habe ſeine grob ßen B 
denken. Dieſer Artikel entſpreche den Art. 25 und 26 der Schlußakte von 
1820, die ja doch nur aus den Carlsbader Beſchlüſſen hervorgegangen, und 
doch ſeien ſie {m 15 mit Art. 9 eine Garantie conftitutioneller, Freiheit 


rage über Krieg und Frieden. Der neue 
in Samen d Deutſchlands die völkerrechtliche 
Bund von 1815 ſei der defenſive, friedfer⸗ 
Project ſei dies 
aber manche 
öſterreichiſchen 


zu nennen. 9 fehle ſede geſetzliche Norm, mit dieſem Artikel hätte 
man 1850 hen Schein der. Nee fertigung für das Einſchreiten in Kurheſſen 
Mit ſolchen Tendenzen erreiche man nicht die begehrte Ein⸗ 


eit. Ueberall ferner, wo es ſich um gemeinnützige Einrichtungen handelt, 
ehne ſich der Entwurf ängitlih an den alten Bund an; das zeige Art. 
und 11, Hier fordere man auch nicht mehr Stimmeneinhelligkeit, man wolle 
aber von 21 Stimmen 17, und 185 ſei prattiſch gleichbedeutend mit Eingel⸗ 
ligkeit. — In der Veftimmung über die guundesabgeorbneten follte die Ga⸗ 
12 7 gegen die Bundesgewalt liegen. Was aber von § 16 ab darüber ge: 
lobe iſt, ſo beruhen ſie auf dem Begriff einer Delegirten⸗Verſammlung mi 
ihren Mängeln, die gefannt find. ber auch noch andere Inconvenienzen 
treten bervor: ein Dritttheil jolle, aus den eriten Kammern beſtehen; leider 
aber ſeien dieſe erſten Kammern faſt alle nicht dazu angethan, in ihrer Zu⸗ 
3 wie in ihrer Haltung irgend eine Burgſchaft für die freiheit⸗ 
liche Entwickelung au geben Beifall), ieſe erſten Kammern jtehen zumtel 
in Hape Riß mit dem Volke. (Hört!) Es blieben dann noch 51 Stimmen 
zur Majorität und dieſe würden bei reactionärer Strömung in Deut 
in den Herrenhäuſern leicht zu finden ſein. (Heiterkeit) — In A 


ke (Beifall). 


ten Debatten genau zu verfolgen, es nothwendig iſt, das öſterreichiſche 
Froject f. Nr. 389 dieſ. 19 und die Ausſchußanträge, auf welche Al 
die len Ziffern beziehen (ſ. Nr. 390 die tg.) An 1 N aben. 


ch glaube man, daß ſich die Gro 


— = FE: 
r e 
—— 


aufzuwerfen; in Frankfurt werde man un Br und wenn nicht, fo falle 
der Makel nicht auf die Deputation. — Auch Herr v. Sybel (Düſſeldorf) 
vertheidigt ſeinen Antrag. Man konne ja weiter gehen als Borrebner, man 
olle die Fürſten einladen, das 8 ‚gleich einmal in Scene zu 
etzen — dazu ſei aber noch nicht! Sein Antrag gehe davon aus, die 
Artikel II. und III. des Ausſchuf 8 dahin zu ändern, zu erklären, 
daß das Reformproject die aun Peſcl Garantien für das deutſche Volk 
nicht enthält. Hier müſſe man Beſchluſſe faſſen mit einfachen Worten, 
um die öffentliche Meinung zu corrigiren und zu führen, und wer den 
Referenten gehört hat, kann nicht mehr ſagen, das Project errege Be⸗ 
denken, ſondern müſſe ſaf 25 daſſelbe tauge nichts. — Nur die bun⸗ 
desſtaatliche Einrichtun für uns etwas werth, welche die Ver⸗ 
faſſung von 1849 geſcha a 54 müſſen wir fagen in nackten Worten. — 
Den Art. 4 der Sommifliongvoricläge tolle man 5 unſere Verſamm⸗ 
lung Bere nicht Alles jagen. Man könne noch nicht von der Parität ſpre⸗ 
chen. Gleiche Berechtigun beruhe auf gleicher Macht. Wer war vor 8 Tagen 
der Mächtigere in Beuiſchland, wer wird es übermorgen ſein? Dieſe Frage 
kann Keiner beantworten. Die Gleichberechtigung der Mächte liege vor und 
bedürfe keiner weiteren Anerkennung. — Was die Angehörigteit der Oſtſee⸗ 
. betrifft, ſo müſſe man bei allen Sympathien für dieſelben doch keinen 
usſpruch über ihren Eintritt in den Bund thun und zwar aus Zwe mäßig⸗ 
Preußen muß Oeſterreich gegenüber feine Großmachtsſtellung 
in Europa wahten, und das kann es nur, wenn es Provinzen hat, die nicht 
zum Bunde gehören. Man darf Preußen heut nicht zwingen wollen, aus 
der Reihe der Großmächte herber Pawerp Vor Allem möge man die Zer⸗ 
ſplitterung hier vermeiden. Der chwerpunkt aller Anträge liegt darin, daß 
in en ohne Zuſtimmung der Nation kein Verfaſſungsſtaat geſchaffen 
werden d 
1255 Aumeemaller Stuttgart): Die Ausſchußanträge behandeln die 

Sache zu ſehr mit Sanaa uben; deshalb hatte er ſeinen Antrag ge: 
ſtellt, will ihn aber nicht weiter motiviren, ſondern ſich mit den Vorrednern 
7 verſtändigen. 0 0 5 
Herr Fiſcher (Breslau) iſt namentlich gegen Punkt II, der Ausſchußan⸗ 
träge. Den A 05 das Direktorium den Bundesfeldh herrn ernenne; 
mächte einem Bundesfeldherrn . 
le, die Prittwitz hatte. Den Drohungen 
aben. Der Bundesfeldherr kann nur 


teitögründen. 


rinnere man ſich doch der Befe 
genüber müſſe man eine Kraft ha 


unterworfen ſein, dieſen Einen zu finden, dazu r . / ͤ die N 
das Mittel. Treue der Reichsverfaſſung — das iſt unſere Verpflichtung. 
Mögen die Fürſten darauf eingehen, möge man poſitiv den Fürften entgegen? 
treten, ihnen jagen: Der iſt unſer, der die Reichsverfaſſüng in die Hand 
nimmt, der ſei deutſcher Kaiſer! 

Herr Schulze⸗Delitzſch. Die Competenzfrage gehe durch alle Antrag 2 
Marder habe man aber auch das Project critiſirt und das ſei Pflicht 

anner des öffentlichen Vertrauens. Dle Projecte führen nun und . — 
mehr zur Befriedigung des nationalen Beduͤrfniſſes, ſondern fie dienen nur 
dazu, uns 1 von dem wahren Weg. Die Vorlage könne man be⸗ 
grüßen, das Project ſelbſt nicht; die Vorlage zeugt, daß bei den rſten das 
nationale Gewiſſen erwacht; dies diplomatiſch⸗dynaſtiſche Gewiſſen ſei aber 
anders als ein gewöhnliches Gewiſſen; letzteres, an die Schuld mahnt, will 
Anſtalt machen, die Schuld zu tilgen; erſteres weicht der Forderung aus, 
bringt von der richtigen Spur ab, damit das Volk nicht zu ſehr mahnt. 
Br ch wäre es, wenn das Project durchginge, man würde da den gan ” 

Jammer des Bundestags verewigen, das Volk verlöre damit alles Recht 
Berbel Abänderung. — Was iſt nun politiſch geboten? Ablehnung Ober 

orbehalt? Redner ſteht auf dem Boden der Ausſchußanträge; einfade Ab: 
lehnung wäre ein großer politiſcher Fehler, damit käme man ſchwerer zum 
Parlament, als mit den Ausſchußankrägen. Das einſtige 1 werde 
dann ſchon die rechten Bahnen finden. Bei unbedingter Ablehnung helfe 
man den Fürſten aus großer Verlegenheit: a politifi 
— Principienreiterei wäre hier nicht am rechten Orte. Principien dürfe man 
nicht todt reiten, ehe ſie zur Geltung kommen können. Man dürfe nicht ſelbſt 
helfen, die hervorgerufenen Geiſter zu bannen, nicht die Fürſten los laſſen; 
die Falle, die ſie uns gelegt, ſoll ihnen zur Probe werden. Wollen ſie Ernſt, 
dann können ſie ein Parlament nicht fürchten. 

Was Preußen betrifft, fo wolle er die Sache als Deutſcher behandeln, 
(Folgt eine nicht mitzutheilende Stelle.) — Der Punkt über die Oſtſeeprovin⸗ 
zen batte wegbleiben können, jetzt müſſe er bleiben, da er einmal da iſt. Es 
ſei ein deutſches Intereſſe, Preußen zu einer großen deutſchen Ma t ums 
zugeſtalten. (Anhaltender dere cher Beifall.) Unſer caeterum, censeo an 

das Volk, — das iſt unſere Legitimation Fuͤrſt und Volk gegenüber. 
Wir haben der rettenden Thaten von oben genug; die haben uns ſo weit 


eifa 
Herr Trabert (Kurheſſen) tadelt alle Anträge, alles ſei Idee. Er t 
die Reſolution vor: a :Tag erllärt; daß 8 N 
nationalen de dan Ha zwar nicht entfernt genüge, daß er aber dennoch nicht 
unbeträchtliche Fortſchritte enthalte und deshalb zu acceptiren ſei unter der 
n der Zuſtimmung einer Nationalvertretung. 
Um 1% Uhr wird die Sitzung bis 2½ Uhr vertagt. 


Von den Herren Dr. Becker (Dortmund), Welcker (Heidelberg) und Am⸗ 
mermüller iſt der gemeinſchaftliche Antrag geſtellt: Der Abgeordnetentag 
wolle das Verlangen ausſprechen, 1) daß die deutſche e welche 
in den Jahren 1848 und 1849 von der oh cho berufenen, verfaſſung⸗ 
19 0 8 Nationalverſammkung berathen, beſchloſſen und verkündet Narbe, 
aldigſt ins Leben trete; 2) daß deshalb das deutſche Parlament ſchleuni 
einberufen werde und 3 daß dieſem 
zeitgemäße Ergänzung der Reichsverfaſſung und die Vornahme etwa noth⸗ 


wäre die Ablehnung 3 


arlament alle Anträge, welche auf eine 


a daß wir nicht mehr vorwärts kommen. (Anhaltender ſtürmiſcher 25 


wendiger Abänderungen zielen, namentlich alle Abänderungsvorſchläge der 


Regierungen, zur Beſchlußnahme vorgelegt werden. 


Um 3 Uhr wird die Sitzung wieder aufgenommen und obiger, ſowie ein 1 


anderer Antrag des Herrn Venedey als Amendewent zu dem Antrag der 
ſtändigen Kommiſſion (ſ. oben) verleſen. Es erhält das Wort Herr Bes 
nedey, um ſeinen Verbeſſerungsantrag zu vertheidigen, der darin beſteht, 
daß, wenn die Fürſten nichts zu Stande bringen, ein 8 Abgeordne⸗ 
tentag einberufen werde und daß der Schluß im Antrag des ſtändigen Aus⸗ 
ſchuſſes wegfalle. Herr v. Ar ee ebenſo feinen Antrag zurück und 
ſchließt ſich dem obigen Becker⸗W . ı Antrag an, welchen Welcker mit 
wenigen Worten vertheidigt. 8 Volk will keine Revolution, es will nur 


aus der Periode der Wortmacherei, der ſchönen Gedanken heraustreten; das >. 


ausdrücklich auszuſprechen, ſei gar nicht nothwendig. Sonſt find die Vor⸗ 
ſchläge dahin gerichtet, daß das Volk auf dem 3 ſtehe, auf dem 
natürlichen wie auf dem hiſtoriſchen Rechtsboden n dem jetzigen Antrage 
iſt nur manches weggelaſſen. Zu den Bedenken kommt noch, 5 deut 
Vertreter von dem dterreichiſchen Reichsrath, der zu % aus Nichtdeutſchen 
beſteht, ernannt werden. Dieſen Tadel haben wir jetzt auch Bun ofen. 
Nehme man das Wahlgeſetz nicht an, f ſei die Giltigkeit der wi 
fung verworfen. — Nach einer perjön lichen Bemerkung des Herrn v Sybel, 
um das Zurückziehen ſeines Antrags zu motiviren, erhält das Wort Herr 
Hölder (Stuttgart): Wenn die A8 01 von der Vorausſetzun 
gangen, daß ſie die Reform ſo dem olke auferlegen könnten, 1 werde 1 
die heutige Debatte zeigen, daß das deutſche Volk mitſprechen will. 

mag in Oeſterreich Sitte fein, daß man heut Verfaſſungen giebt, mor = 
nimmt; in Deutſchland geht das nicht durch. Die bier obwaltenden ei⸗ 


nungs⸗ Differenzen ſeien nicht bedeutend; die Reichsverſammlun 10 könne aber doch i 
e i 


nicht auf Grund der Reichsverfaſſung berufen werden; es bedürfe eines deutſchen 
Kaiſers zur Berufung; man habe aber weder einen Kaiſer, noch das no 
wendige Staatenhaus. Warum wolle man ſich denn mit aller Gewalt die 
Möglicleit einer er der Reichsverfaſſung verlegen. Die Reichsver⸗ 
ſaſfung beſtehe kraft der Beſchlüſſe der Nationalverſammlung: eine 2 
Verſammlung werde diefelben Rechte haben, als die erſte, die conftitw 
Nationalverſammlung ſtehe über der Reichsverfaſſung 2 25 ai engen 
Fuürſten müſſen da wieder anknüpfen, wo ſie den Faden ab 
die Nationalverfammlung trage in Sole ber Hache ihres 
Schuld daran. Die deutihe Reichsverfaſſung kranke an einem Fehler: man 
könne nicht zuſtimmen, wie dort die Frage wegen des Oberhauptes geregelt 
iſt. Redner kritiſirt noch des Weiteren die Reichsverfaſſung. Wie die Sachen 
liegen, müſſe man ſich für ein Directorium entſcheiden, ohne Gewalt, au 
friedlichem We dhe könne man nicht anders. Darum dürfe man ſich auch nich 
den öſterreichiſchen erg gegenüber in der Negative verhalten, auf die 
Selen riende ammlu 112 dürfe man aber nicht eingehen, denn das wäre ein 
Rückſchritt. Das Volkshaus ſei der archimediſche Punkt, mit dem Volks⸗ 
hauſe werde das deutſche Volk Alles erreichen, was ihm nothwendig ift. — 
Herr Jung (Köln): 
wolle zur Wiederbelebung des ziemlich beſeitigten Bundestages. 
Bundesverſammlung ſei competent zu Beſchluſf 
Vorwand, den Hr. Schulze angeführt, nicht werden. Der Commiſſionsantrag 
ſei gewunden, die Schlußſätze der einzelnen Punkte . den Anfang aufs 
man gebe da der maßloſeſten Interpretation Raum; Nr. 4 gebe vom preupts 


Nur 


ſchen Standpunkte viel zu bedenken, und dieſen Standpunkt heile nicht bloß 


ſondern auch das preußiſche Volk. Die ene Ai 1 
. 


die Regierung, 
ges Welcker⸗“ eder ſei conciſer, klarer und vorzuziehen. 
cifirt en ſeinen Prause e Standpunkt. halte ſich 
Preußen; ein guter Preuße ſei aber vor Allem = 1 1 eutſcher, 
nähme man einen beſchräntten Standtpunkt ein. 2 tafibe auf Eini⸗ 
gung Deutſchlands kann nur von Oeſterreich oder Drei en aus e ihr der 
leinere Staat kann ohne Revolution nichts erreichen, dazu Te ehle „him die 
Wucht. Wer kann denn nun eher die deutſche Au gabe löͤſen: Preußen oder 
palin . mans en line N fung 1 Bene 
nißmäßig großen Armee. In Preußen gehört z er Aufgabe 
nach innen nur guter Wille, und dann entwickelt ſich 8 


einen guten 
fon 


Mater 


b. viel 
es jetzt 19 0 Gauge ſpiel, ſei es ihm Ernſt, 
Hand ſchlagen. l 


der Sans 
5 a d at fe 


* 


— 


etwa ausge⸗ 5 


e er | 


Man ſei einig darüber, daß man nicht mitbelfen * 
en. Den Fürſten werde der 


die auswärtige 
olitik von hk Preußen käme dann von 05 in die ihm weben 1 


a a = 


LEITETE 


ze Er 


deutſcher Geſchichte eines der traurigften. 


die Frage liegt aber noch nicht vor, denn erſt müſſen wir ein deutſches Par⸗ 
lament 1 — Keine Deputation, keine Petition, kein Almoſen! Alles 
muß erarbeitet werden!! (Beifall.) a 
u dem Antrage Welcker⸗Becker hat Hr. Blöm Hosea vorge 
ad 2 zu jagen: daß deshalb eine deutſche Nationalverſammlung nad 
gabe der für die erſte deutſche Nationalverſammlun ane Beſtimmun⸗ 
en ſchleunigſt einberufen werde; ad 3. daß dieſer Nationalverſammlung alle 
ne borzulegen ſeien. Hr. Blöm begründet dieſes Unteramendement, 
um ein formelles Bedenken zu beſeitigen. ußerdem kenne man noch nicht 
das öſterreichiſche Projekt; zum Volke habe noch keiner der Eu geſpro⸗ 
chen. Ehrlich mag es der Kaiſer von Oeſterreich meinen, er hat aber bisher 
nur zu Fürſten geſprochen. Hier ſpreche man zum Volke, obgleich auch die 
dar uns hören. Der Commiſſionsantrag leide ſicher an Widerſprüchen, 
as Volk werde dieſe Anträge nicht verſtehen. Das Wort des Kaiſers 
brauche nicht unbemerkt hier vorüber zu gehen, aber Beſchlüſſe faſſen 
könne man nicht über eine Vorlage, die man noch gar nicht kenne. 
Das alles ſei ja vorläufig nur noch ſchätzbares Material. Wir brauchen 
keine Geſchenke; wer ſein Recht fordert, braucht kein Geſchenk zu nehmen. 
Herr Völk Bebeden für die Ausſchußanträge. Man ſei ſich gegenſeitig 
vor Allem Wahrheit 4 In München ſei er gut deutſch, in Frankfurt 
ſei er gut bairiſch. Man dürfe nicht warten, bis die Fürſten das Volk über 
die Vorlage fragen, denn ſonſt könnte man lange warten, Yo ſchon müſſe 
man ſich kritiſirend äußern, A lange die Sache noch im Fluſſe ift, und dann 
werden die Fürſten darauf Rückſicht nehmen, weil ſie müſſen, wenn fie wol: 
len, daß ihr Werk gelingt. Es ſei nicht räthlich, die Anträge Welcker's anzu⸗ 
nehmen. Wolle und kenne man nicht die Revolution, ſo müſſe man nicht 
Dinge verlangen, die nur auf dem Wege der Revolution zu erreichen find, 
Man dürfe ni t drohen ohne Macht, die Drohung e Man dürfe nicht 
Rechte verlangen, die man nicht zur Geltung bringen kann. Revolutionen 
kann man nicht machen, Revolutionen kommen von ſelbſt, ſie ſind wie die 
reinigenden Wetter, damit aber, daß man immer vom Wetter ſpricht, führt 
man es nicht herbei; man dürfe nicht zu viel Legitimismus in die Reichs⸗ 
Verfaſſung hineintragen, damit thue man ihr nichts Gutes. — Man dürfe 
nicht das deutſche Volk mit Unwahrheiten bedienen, nicht mit Schmeicheleien. 
Die Organiſation des deutſchen Volkes kann nicht fie und fertig aus dem 
Hirn des deutſchen Volkes hervorgehen; er hat aber Anknüpfungspunkte 
gegeben und dieſe darf man nicht abweiſen. Nicht der Bundesſtaat, ſondern 
der Staatenbund iſt in dem Reformplan ausgeſprochen; die hier enthaltenen 
Verbeſſerungen müſſen angenommen werden. Das Ideal kann nicht ſofort 
ins Leben treten, die Natur geht organiſch vorwärts, nicht in Sprüngen. 
Das Directorium iſt nicht unannehmbar, iſt jedoch ein Fortſchritt und dafür 
ſieht man es in Baiern an. (Wir bedauern die vortreffliche Rede nicht 
wörtlich geben zu können; ſie machte unendlichen Eindruck und wurde mit 
ſtürmiſchem, anhaltendem Beifall begleitet.) 
Herr Schüller (Jena) ſtellt ein Unteramendement. 
Herr Becker (Dortmund): Gerade die Vorredner haben gezeigt, daß die 
Schwierigkeiten wachſen würden, wenn man ſich jetzt ſchon auf die Kritik 
. einließe. Der Vergleich mit den Legitimiſten ſei nicht 
zutreffend. 
Dr. Löwe (Calbe) beim Beſteigen der Tribüne mit Beifall empfangen: 
Er habe mit Rührung, aber auch mit Humor, den Verhandlungen beigewohnt, 
Alben der ne Ben, mit der man an das Recht knüpft. Vor 
Allem ſchaffe man ſich Macht, vor Allem Macht. Man ſei hier eigentlich 
einig, nur in der Taktik verſchieden. Es handle ſich hier wirklich nur um 
die rn mit der beſtehenden Macht. Man müſſe den Fürſten die 

Zeit geben, ſich auszuſprechen. Seit dem Ende des deutſchen Reichs pro⸗ 
vie man mit den deutſchen Fürſten, der Prozeß iſt noch nicht beendigt. 

köglich iſt es ſchon, daß die Fürſten einen Ausgleich nicht wollen, aber das 
wiſſe man doch nicht mit Beſtimmtheit, man müſſe ſie zu Worte kommen 
laſſen, ſie hören und ihnen Tagen, daß man ein formelles Recht habe. Viel⸗ 
leicht werde der Kaiſer von Oeſterreich ſich überzeugen, daß man mit der 
Macht allein nichts ausreichen kann. Mit der Reichsverfaſſung ſtehe und 
falle er, fie iſt der Anker, den man bei Sturm und Wetter auswerfen kann, 
um das Vaterland zu retten; ſie muß der Einigungspunkt ſein, der im ge⸗ 
gebenen Augenblick alle freiheitlichen Elemente bindet. 

Man möge nicht Dinge fordern, die durchzuführen man nicht im Stande 
iſt. Wenn irgend Jemand das Recht habe, die deutſche Nationalverſamm⸗ 
lung von 1848 und 1849 zuſammen zu berufen, ſo ſei er es. Werde er die 
Berufung ausführen? (Heiterkeit) Die Heiterkeit beſtätige, daß dies eine 
Donquiroterie ſein werde, aber die Ausführung der gemachten Vorſchläge ſei 
auch nichts Anderes. Moge man einſtimmig die Commiſſionsanträge an⸗ 
nehmen. (Anhaltendes Bravo, Beifallklatſchen.) — Herr Metz (Darmſtadt): 


chlagen 
Maß 


Nur die Ausſchußanträge hätten ja doch trotz aller Einwände dagegen allein 
die Majorität in Ausſicht; ſo möge man nach außen hin das Bild der Eini⸗ 
gung zeigen und dieſe Anträge annehmen. Ein Antrag auf Schluß wird 
Herr Fiſcher ler berg nimmt ſeinen Antrag zurück. — 


angenommen. 


Der Berichterſtatter Herr Häuſſer vertheidigt die Ausſchußanträge gegen 


die Angriffe. Die Anträge ſeien allerdings logiſch und deutlich. Die Kritik 


des Projects ſei gewiß nicht mit Sammethandſchuhen eech ſondern mit 
nackter Hand. Das Recht darf man nicht vergeſſen, das geſchieht aber auch 
nicht in den Anträgen. Die Thatſache der fürſtlcchen nitiative ſei aber 
doch nicht hoch genug anzuſchlagen, wenn auch die Unfruchtbarkeit reſultire. 
— Die gebotene Gabe iſt nicht werthlos, die Idee einer feſten Zuſammen⸗ 
latens iſt gut, nur die Ausführung iſt ungenügend. Der Politik thun wir 
einen guten Dienſt, wenn wir erklären, in der jetzigen Lage müſſe man das 
Gebotene prüfen; — ein bloßes ablehnendes Nein wäre ein re Er ſtehe 
der Reichsverfaſſung näher als dem Project; aber die Reichsverfaſſung tft 
nicht das Höchſte, Deutſchland iſt das Höchſte! Der Anfang einer Revolu⸗ 
tion mag die bert zich ine ſein, das Ende wird ſie nicht ſein. (Beifall.) 
— Herr Trabert zieht ſeinen Antrag zurück, — ebenſo Herr Welcker mit 
einigen Bemerkungen; namentlich um die Eintracht herzustellen, dieſem ſchließt 
5 Herr v. Sybel an unter lautem Beifall. Gleiches thun die Herren 
ecker, Ammermüller; Dr. Grün giebt feinen Antrag zurück, und es 
bleibt nun noch der Ausſchußantrag, welcher unter flürmilchem Beifall auch 
aus den Logen und Tribünen einſtimmig angenommen, denn bei der Gegen⸗ 
> erhebt ſich Niemand — manche ſchöne Damenhand ſtimmte bei. — 
uch der Sale en der ſtändigen Commiſſion (ſ. oben) unter Ablehnung 
des Unteramendement Venedey wird angenommen und damit die Sitzung 
um 6 Uhr geſchloſſen. i 
Zweite Sitzung des „ (22. Auguſt.) 
Der Gegenſtand der Tagesordnung iſt die ſchleswig⸗holſteinſche Frage. 
Die Commiſſion hat hierzu . —— ntrag geſtellt: 
„Gegenüber dem Beſchluß, den am 9. Juli d. J. die Bundesverſamm⸗ 
lung in Betreff Schleswig⸗Holſteins gefaßt hat, erklärt der Abgeordnetentag: 

Nach altem Recht, wie nach dem Staatsgrundgeſetz, welches unter 
der von der deutſchen Centralgewalt anerkannten proviſoriſchen Regie⸗ 
rung am 15. September 1848 ins Leben getreten iſt, ſind die Herzog⸗ 
thümer feſt miteinander verbundene und ſelbſtändige Staaten unter der 
Herrſchaft des oldenburgiſchen Mannſtamms. 

Die Vereinbarungen von 1851/52, die das Recht der Herzogthümer 
verkümmern, von der Vertretung derſelben niemals anerkannt, von Dä- 
nemark ſelbſt vielfach verletzt und durch das März⸗Patent zerriſſen find, 
haben für Deutſchland keine bindende Kraft. 

Durch den Beſchluß vom 9. 
Boden jener Vereinbarungen und 
liſchen Vorſchläge ftellt, 1 
und die Herzogthümer nicht genügt. 


in Vollzug geſetzt werden. Hier zuerſt wird der Werth der füͤrſtlichen 
Reformbeſtrebungen feine Probe zu beſtehen haben, 0 das 5 
Selbſtgef olitik als einen 


gefühl, das die Ohnmacht unſerer auswärtigen 
f egierungen lebendig 


Referent Herr Brater: Mit ſchwerem 


N erzen habe er den Bericht über⸗ 
nommen. Die ſchleswig⸗holſteinſche Sache 5 


ei unter den traurigen Blättern 
; \ Vergangenheit, Gegenwart, Yu: 
kunft ſeien hier gleich ſchmerzlich; der Abgeordnetentag könne und dürfe ji 
aber nicht der Aufgabe entziehen, ſich — über dieſe Angelegenheit zu ver⸗ 
ſtandigen, wie das deutſche Parlament, wenn wir es hätten, das Wort er: 


= | er geht namenklich auf die Vereinbarungen von 


drückt das Regiment; jetzt iſt Muth und Kraft ungebrochen. Die 
auf das deutſche Volk hält den Muth aufrecht; unſer Volk iſt unbeſiegt aus 
dem Kampfe hervorgegangen; aber trotzdem man uns die Hände gebunden, 
tragen wir den Kop 15 
brog zu beugen; unſer Lied erklingt 

u 55 wir kommen nicht als Bettler, a f etwas bieten, 
A 4 — i a 
mit gehaltloſen Verheißungen erftidt|; eichwoh was Sie uns geben, unſere i 


Sgche nieder deutſche Sache verloren. 
Beh aht war auch die f 


Möge die 

0 breden, — Herr Crämer (Doos): 2 das deutſche Volk immer an das 
Streichen 
ſten drei Satze wiſſe jeder Schulbube. 
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heben müßte. Einige Landtage hätten ſich in facht Zeit ſchon mit der 


Angelegenheit bejhäftigt, andere würden dazu noch Gelegenheit bekommen. 
Redner giebt einen gedrängten Rückblick auf die ſchleswig⸗holſteinſche Sache 
in den letzten Zeiten, als Einleitung zur Begründung der Ausſchußantrage; 
\ 1851—52 ein, berührt das 
londoner Protokoll, welche beide von dem holſteinſchen Volle nie gebilligt 
worden ſind. Aber auch die däniſche Regierung habe die Vereinbarung nicht 
gehalten, habe nur daraus genommen, was ihr vortheilhaft war, und Dinge 
gethan, welche für die große deutſche Nation eine Schmach ſind. Der Bun⸗ 
desbeſchluß gründe ſich auf die Vereinbarungen von 1851—52, und auf die 
engliſchen Vorſchläge, die eben ſo wenig taugen, wie jene Vereinbarungen. 
Der oldenburg'ſche Antrag ſei nur von wenigen deutſchen Regierungen, 
denen man dafür danken müſſe, unterſtützt worden. Die vom Bunde am 
9. geſtellte Friſt iſt abgelaufen und hat er auch mit dieſem Beſchluſſe einen 
Fehler begangen, ſo würde er doch den Fehler damit nicht wieder gut machen, 
daß man einen Schimpf auf ſich ladet, und das würde geſchehen, wenn man 
die beſtimmt ausgeſprochine Drohung jetzt nicht verwirklichte. Mit Annahme 
des oldenburg'ſchen Antrages hätte man dies Alles vermieden. Der Bundes⸗ 
tag könnte aber auch jetzt auf das alte Recht zurückgehen. — Dieſen Weg 
kann der Bundestag jetzt nicht betreten, er kann nach dem Beſchluſſe vom 
9. Juli plötzlich ar eine neue Baſis nicht überipringen ohne radicale Um: 
geſtaltung der Verhältniſſe. — Der Einmarſch werde bei der däniſchen Hals: 
ſtarrigkeit zu weiteren Conflicten, zum Kriege führen. Der Krieg breche 
jeden Vertrag, entbinde den Bund jeder Verpflichtungen, auf den Vereinba⸗ 
rungen zu bleiben, der Bund kann auf das alte Recht zurückgehen. Leiſte 
Dänemark paſſiven Widerſtand, ſo könne mit Recht der Bund weiter gehen, 
könne die Baſis des Bundesbeſchluſſes verlaſſen. Der Vollzug des Be⸗ 
ſchluſſes werde alſo über kurz oder lang — den richtigen Weg führen, 
wenn die deutſchen Regierungen nur wollen und das alte Recht herzuſtellen 
entſchloſſen ſind. Das will der Ausſchuß mit ſeinem Antrage 4 
Dieſer Vorſchlag entſpreche übrigens der Stimmung und den Beſchlüſſen in 
den Herzogthümern. 2 | 
Einwendungen behalte ſich Redner vor. Betreffend den letzteren Theil 
des Ant rags, 5 iſt hier der Zuſammenhang mit der deutſchen Verfaſſungs⸗ 
frage nicht willkührlich, ſondern nothwendig. Hier muß ſich zeigen, was wir 
von den Reformvorſchlägen zu halten haben, und ob die Fünften der Nation 
eine nach außen würdige Machtſtellung geben wollen. Wiſſen die Fürſten, 
was das Volk will und braucht, jo müſſen fie ſich in dieſer Frage zuerſt und 
unfehlbar ausſprechen. Dieſe Frage kann man nicht — 5 in der bisherigen 
Weiſe behandeln und gleichzeitig behaupten, man habe ein Herz für die na- 
tionale Macht. Den Regierungen müſſen wir dieſen Fall an's Herz legen; 
wir wollen nicht Mißtrauen zeigen den deutſchen Regierungen; wir wollen 
ihnen jagen: die That ſoll ſprechen und ſpricht fie für Euch, jo wollen wir 
Euern Willen anerkennen, im anderen Falle richten wir nach den Thaten. 
Der Ausſchuß will die volle Wiederherſtellung des alten Rechts durch die 
Geſtaltung des Ereigniſſes; das iſt der Sinn des Ausſchußantrages. — 
Hr. Venedey ſtellt den Antrag, Alinea 4 principaliter, event. von „Weichen 
bis Ende“ zu ſtreichen. Der Antrag ſehe aus, als ſei er nicht patriotisch, als ſei 
er nicht mutig. Er habe bei Idſtedt gekämpft, er fürchte, es werde wieder jo ge 
kämpft worden, wie damals. Der Ausſchußantrag gebe keine Garantie, ſei 
nur hohle Sole 5 Schmerlin erwecke kein Vertrauen, er habe damals den 
Schleswig⸗Holſteinern die Waffen aus der Hand gewunden und den Dänen 
hingegeben; in Schmerling, der die preußiſche Nation mit Abſatz und Spo⸗ 
ren zugleich drückt, ſetze ich kein Vertrauen, mit der jetzigen Spitze wird es 
nichts, warten wir den günſtigen Augenblick ab. (Beifall wird dem feuri⸗ 
gen Redner geſpendet.) - E a Et 
Hr. Gülich (aus Schleswig⸗Holſtein) befindet ſich im entſchiedenſten Ge⸗ 
genſatz mit dem Vorredner, praciſirt feinen Standpunkt in der Drangperiode, 
er habe gegen den malmder Vertrag proteſtirt. Die ſchleswig⸗ho teiniſche 
Frage werde nicht durch die Diplomatie, ſondern durch das deulſche Schwerdt 
entſchieden, aber man müſſe nicht zu ängſtlich fein, nicht fragen, wo iſt das 
Recht, wenn die Ehre ruft, nicht fragen, was wird man an der Seine, an 
der Newa, an der Themſe dazu ſagen. (Beifall.) Die zwei kleinen Striche 
bei en haben ihre Bedeutung: das gute Recht und die für 
daſſelbe von Deutſchland verpfändete Ehre. Redner hält einen geſchichtlichen 
Vortrag; er theilt die Anſichten der Commiſſion; bekämpft den Vorredner, 
deſſen Einwände nicht neu ſeien. Man möge doch ein wenig dem deutſchen 
Sinne vertrauen, aber nicht länger zögern, ſondern handeln; es iſt eine 
Schmach zu löſchen, und der Redner ſei ein lebendiges Zeugniß der Schmach; 
= 13 Jahren ſei er Verbannter. Zum Schluß erinnert er an Uhlands 
orte: Jetzt Männer wahret Eure Würde u. 122 (Anhaltender Beifall.) 
„Herr Welcker: In der ſchleswig⸗ hofften Sache iſt das Unrecht 
nicht geſühnt, hier muß die ganze deutjche e um die 
Schuld zu ſühnen; die Nation bat fih vor 1848 in keiner Sache einmüthi⸗ 
ger ausgegeſprochen, als in dieſer, die Fürſten haben ſich 1846 angeſchloſſen, 
1848 haben deutſche Fürſten ſich den Schleswig⸗Holſteinern angeſchloſſen und 
dann — dann haben ſie ſie entwaffnet. Die Union giebt Deutſchland ein 
Recht auf ſchleswigſchen Boden, womit nicht geſagt ſein ſoll, daß Schleswig 
ein deutſches Land Eur — Die Verträge waren und find null und nichti 
und hier iſt eine offene Frage. r die deutſche Nation. Wie iſt es mögli 
3 Holſtein preiszugeben, ihm das Verfaſſungsrecht zu nehmen. Der 

usſchußantrag ſei namentlich in ſeinem Schluſſe vortrefflich; das ſei keine 
Phraſe. Es 10 ein revolutionärer Satz, ſtets behaupten zu wollen, Macht 
allein gebe Recht: das iſt für den Weg des Unrechtes. er Unrecht thun 
will, muß die Macht haben, ſonſt ſchweigt er. Wer Recht hat, darf reden, 
ee engliſche Mann noch unter den Hufen des Pferdes fein Recht 
vertheidigt. 

Es il keine Phraſe, wenn der Antrag das Recht den are borlegt. 
Damit wird ihnen nicht gedroht. In dem gegenwärtigen Zuſtand iſt die 
Frage des deutſchen Parlaments, die Frage der Regierung eine offene, eng 
verwachſen mit der ſchleswig⸗holſteinſchen Frage, bis das Recht erfüllt ift. — 
Herr Häuſſer (Heidelberg): „Der Worte ſind genug gewechſelt“, und nur 
mit wenigen Worten müſſe er den Ausſchußantrag unterſtützen. Unmuth 
könne man ehren, aber wo die Ehre des Vaterlandes ruft, muß man dem 
Unmuth Stillſchweigen gebieten; das Streichen des letzten Satzes trage eine 
ernſte Gefahr. Wir beſchließen nicht die Exekution: fie iſt beſchloſſen. Wir 
beſchließen auch nicht den Krieg, ſondern wir ſprechen einfach unſere Hoffnung 
und unſere Zuverſicht aus dem gegenüber, was außerhalb geſchehen. Daß 
die Exekution ungenügend, die Sache in falſcher Bahn iſt, wiſſen wir. Laſ⸗ 
ſen wir aber den Satz weg, jo krankeln wir dem Antrag die Bläſſe des Ge⸗ 
dankens an, dem Aus lande gegenüber, das nicht an die That des deut⸗ 
ſchen Volkes glaubt. Eine That und jener freche Uebermuth wird ſchwei⸗ 
gen! Die beſſere Zukunft! Wie lange werden wir dann noch eine Zukunft 
in dieſer Frage haben? 

Auf den Herzogthümern laſtet ſeit Jahren ein bübiſches Regiment; das 
eht aber nicht vorüber ohne langſame Vergiftung der jungen Generation. 
ber ſie vertrauen dort allein auf das deutſche Volk, auf Niemanden weiter, 

und wir haben als deſſen Vertreter die Pflicht, die Sache zu bedenken. Laſſen 
wir den Saduß aß weg — ſo ſinkt auch dieſe letzte Hoffnung. Der erſte 
deutſche Soldat aber wird die Hoffnung erfriſchen. Was Lothringen, Elſaß 
beherrſcht, das hat der deutſche Reichstag gethan, das deutſche Volk wird 
nicht zugeben, daß die Brüder oben aus der Liſte der Deutſchen geſtrichen 
werden. (Anhaltender, ſtürmiſcher Beifall! Ruf: Schluß!) Der Schluß 
wird abgelehnt. — Hr. Roß mäßler reiht einen Verbeſſerungsantrag ein 
und vertheidigt denſelben. Er glaubt nicht, daß die Bundesdiplomatie das 
Wort in dieſer Frage einlöſen wird. 


Herr Big ers (Rendsburg): Das 1 7 15 Schleswig wolle nicht von 
Deutſchland Allen, ie Executive ſage allerdings nicht zu ; Nie ſei aber ein 
indirekter Weg zum Ziele hin, wenn ſie nur mit den richtigen Mitteln ver⸗ 
folgt wird. er das nicht einſehe, kenne die Stimmung und die Verhält⸗ 
niſſe des Landes nicht. Nen muß man ſich den Umſtänden fügen; die Her⸗ 
zogthümer ſchlagen den allein möglichen Weg ein, wenn ſie auch ſchon keine 
Geduld mehr haben, zu warten, aber durch verkehrte Wege könnten wir alles 


verderben und darum geht die ace dag den Herzogthümern dahin, daß 
man ſich vorläufig dem Bundesbeſchluſſe 
wegen zum Ziele. 


gen müſſe, denn er führt auf Um⸗ 


Endlich könnte doch die Kraft und der Muth im Lande nachlaſſen, fo 
en unt 


Hals Fahne braucht ſich nicht vor dem Dane: 
rklingt hoch. Man nennt uns Schmerzenskin⸗ 


- it höher. Deutſch⸗ 
ands Sache ift eng mit der ſchleswig⸗holſteinſchen verwachſen und als unfre 
ätten wir 
ſtedt geſiegt — die Executive in Kurheſſen wäre unmöglich gemejen. 

onne des Sieges endlich an den äußerſten Nordmarken hervor⸗ 
en einer Schuld zu mahnen, thäte man beſſer, zu ſchweigen. Das 
en des letzten Abſatzes mache das Ganze zu unnützer Arbeit; die er⸗ 
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Die zuwartende Stellung, die hier eingenommen, ſei ein großer Fortſchritt. 
Wir wollen einmal den Spieß umdrehen, wir wollen auch einmal Diploma⸗ 
ten ſein, mit dem Unterſchied, daß wir uns nebenbei unſeren ehrlichen Na⸗ 
men bewahren! (Heiterkeit.) — Vergeſſen haben wir die Schleswig⸗Holſteiner 
nicht, aber wir traten ganz ſachte auf und das mußten wir. Einſtmals wird 
es anders werden — nicht eine Revolution der Straße, ſondern eine Revo⸗ 
lution in den Geiſtern der deutſchen Männer, und dann, wenn das Recht 

eſiegt, dann werden wir den Brüdern oben tauſend Dank ſagen für ihre 
Ausdauer. (Beifall.) — Die Discuſſton 0 geſchloſſen. Der Berichterſtatter 
Hr. Brater beleuchtet die zu den Ausſchußanträgen geſtellten Abänderungs⸗ 
vorſchläge und eng N fie, weit den Vorwurf der Phraſenmacherei zurück. 
Die vorgeſchlagenen Abänderungen, meint Redner, würden auf einen falſchen 
Weg führen und ſeien unrichtig. Hat die Landesvertretung ihre Schuldigkeit 
gethan, indem ſie den richtigen Weg gezeigt, und thut die n ihre Schul⸗ 
digkeit nicht, ſo wird das Weitere zu entſcheiden ſein. — Erſt muß abgewar⸗ 
tet werden, was die deutſchen Regierungen thun. 

Bei der Abſtimmung erhoben ſich für die Anträge Roßmäßler, Venedey 
und Genoſſen nur einzelne Stimmen; der Commiſſionsantrag wird faſt eins _ 
ſtimmig angenommen. Und es tritt eine kurze Pauſe zur Beſprechung über 
die Commiſſionswahlen in den angrenzenden Sälen ein. Vorher motivirt 
Hr. Roßmäßler die Zurückziehung ſeines Antrages auf Beſchaffung billiger 
Volksliteratur, weil die gegenwärtigen Verhältniſſe es nicht erlauben. — An 
der Debatte haben ſich preußiſche Abgeordnete nicht betheiligt, denn fie wol: 
ten nicht gegen und konnten nicht für die Ausſchußanträge ſprechen. Auch 
der Abſtimmung haben ſich Mehrere durch Entfernung aus dem Saale ent⸗ 
halten. — Um 2% Uhr wird die Sitzung aufgenommen. Die Candidaten 
für die ſtändige Commiſſion von 20 W werden verleſen, es ſind 
deren 43; das Präsidium ſchlägt vor, folgende 20 Mitglieder zu wählen: 
aus Preußen: v. Unruh, Schulze (Delitzſch, Löwe (Calbe), v. Hoverbeck, 
v. Sibel et Barth, Crämer (Baiern); Joſeph (Sacien); v. Bennigſen 
ae Hölder, Bennigſen, Häuſſer (Baden); Metz (Dormſtadt); Oetker 
(Kaſſel); M. Wiggers (Mecklenburg); Lang (Naſſau); Fries (Weimar); Vieweg 
(Braunſchweig); S. Müller (Frankfurt a. M.); Pfeiffer (Bremen); Wig⸗ 
gers (Rendsburg). r He Bir 

Herr v. Bennigſen ſchließt die Sitzung mit einigen Worten über das 
Weſen des Abgeordnetentages. Alles müſſe im Wege der Reform durchge⸗ 
führt werden; ſcheitere auch die jetzige n jo ſei dies der lebte 
Verſuch geweſen. Das deutſche Volk ſei nicht blos einmüthig, ſondern 
auch gemäßigt in ſeinen Anſprüchen; hoffentlich werden dieſe erfüllt. 


Der Fürſtentag. 

Die Verhandlungen des Fürſtentages gerathen, wie der „Nat. ⸗Ztg.“ 
geſchrieben wird, immer mehr in's Stocken. Nach Allem, was man 
vernimmt, ftellt ſich eine fo große Verſchiedenheit der Anſichten heraus, 
daß Oeſterreich faſt auf die Hoffnung verzichtet, hier auch nur das 
äußere Gehäuſe ſeiner Vorſchläge durch ein von den Souveränen un⸗ 
terzeichnetes Protokoll genehmigt zu ſehen. Das Wahrſcheinlichſte iſt, 
daß die Fürſten in den nächſten Tagen Abſchied uehmen, ohne etwas 
zu hinterlaſſen, als — ihre Miniſter. Und da Oeſterreich ſelbſt fi 
mit großer Klarheit über die Unfruchtbarkeit aller bisherigen Verhand⸗ 
lungen durch „Mittelsperſonen“ ausgeſprochen hat, fo wird wohl nie⸗ 
mand erwarten, daß dieſe mit dem hartnäckigen Vorſatz zuſammenblei⸗ 
ben, ſich nicht eher zu trennen, als bis ſie deutſche Frage gelöſt. Der 
öſterreichiſche Entwurf ift damit nicht begraben, aber fein weiteres Ge⸗ 
chick iſt weſentlich an die Gunſt der europäiſchen Verhältniſſe gewieſen, 
und vorerſt iſt er auf den Werth eines Agitationsmittels herabgeſetzt. 
Da man ſich hier gewiſſermaßen in einer Sackgaſſe befindet, ſo iſt es 
auch nicht mehr als ein bloßer Zwiſchenfall, wenn der König von 
Sachſen heute mit einer ablehnenden Antwort des Königs von Preußen 
aus Baden⸗Baden zurückgekehrt iſt. Der urſprüngliche Plan Oeſter⸗ 
reichs war auf die Annahme ſeines Entwurfs en bloc in den erſten 
Tagen gerichtet. Nachdem dieſer Plan mißlungen iſt, wird in den 
wahrſcheinlich ſehr langwierigen Miniſterconferenzen Preußen die Pforte 
ſtets offen bleiben. 8 

Die „Corr. Stern“ ſchreibt: Ich erfahre ſoeben, daß die Miniſter 
in voller Umarbeitung des Reformprojectes begriffen ſind, was die Exe⸗ 
cutivgewalt betrifft, alſo Directorium und Bundesrath, um eine beſſere, 
den Machtverhältniſſen mehr entſprechende Zuſammenſetzung herbeizu⸗ 
führen, worauf Oeſterreich mit der größten Bereitwilligkeit eingegangen 
iſt. Die ganze Arbeit wird fertig gemacht, Preußen der Platz offen 
gelaſſen, alles aber ſofort zur Ausführung gebracht, was ohne Preußen 
zur Ausführung gebracht werden kann, namentlich auf Grund des 
Art. 36 der Bundesacte, die Volksvertretung ſofort einberufen. 

[König Wilhelm von Preußen! motivirt nach einer telegr. 
Depeſche der „Preſſe“ feine Ablehnung, zum Fürſtentag zu kommen, 
mit Geſundheitsrückſichten, verſpricht dagegen ſorgſamſte Erwägung der 
Congreßbeſchlüſſe. Graf Coudenhoven empfing Mittags den Bericht aus 
den Händen des Königs von Sachſen, und überbrachte denſelben Sr. 
Majeſtät dem Kaiſer nach Mainz. 

Die „Neueſten Nachr.“ erhalten folgende Depeſche aus Frankfurt 
vom 21. Auguſt: „Graf Rechberg hat den deutſchen Kabineten ein 
Memoire zum Reformproject mitgetheilt, in welchem die Nothwendig⸗ 
keit der Reformen als Präfervativ gegen Revolutionen im Intereſſe der 
Fürſten dargelegt wird. Vorausſichtlich werden nach Congreßſchluß 
Minifterialeonferenzen in Dresden ſtattfinden, an welchen auch Preußen 
theilnehmen wird. Bis heute iſt noch keine Einigung erzielt. Der 
baieriſche König wird freiwillig beantragen, Baiern habe im Direc⸗ 
torialſitz mit anderen Königen zu alterniren. Auch ein Zollcongreß 
von Prinzen als Fürſtenvertretern wird demnächſt für München vorge⸗ 
ſchlagen werden, wonach erſt am 18. October die eigentliche Zolleon: - 
ferenz ſtattfinden würde.“ f 

Frankfurt, 22. Aug. Die öſterreichiſch gefärbte, Lithogr. Corr.“ 
ſchreibt: Die heutige Sitzung der Bundesfürſtenconferenz begann pünkt⸗ 
lich um 11 Uhr Vormittags und endete gegen 1 Uhr. Seitdem wird 
hier eine Nachricht verbreitet, die, wenn ſie richtig wäre, Deutſchland 
mit Schrecken erfüllen müßte, weil in dieſem Falle das Vaterland un⸗ 
fehlbar einer drohenden Zukunft entgegenginge. (Nun ſo gar ſchlimm 
wäre es auch nicht. D. Red.) Es wird nämlich berichtet, die drei 
Könige von Hannover, Sachſen und Württemberg hätten das kaiſerl. 
Reformprojekt einfach abgelehnt. Aber dieſe Nachricht iſt, wie wir bes 
ſtimmt verſichern können, nur die Fata Morgana einer in der Wüſte 
ihrer Feindſchaft gegen den Bundesreformentwurf umherirrenden Partei. 
Der wirkliche Sachverhalt iſt vielmehr folgender: Das Reformprojekt 
wurde von den Fürſten paragraphenweiſe der Berathung unterzogen. 
Der erſte Paragraph wurde einſtimmig angenommen. Einige Einwen⸗ 
dungen des Herzogs von Altenburg riefen eine längere patriotiſche Rede 
des Herzogs von Coburg hervor, worauf die einſtimmige Annahme des 
Paragraphen erfolgte. Außerdem wurden mehrere andere Paragraphen 
zur Erörterung gebracht und angenommen. Mit beſonderer Wärme 
wird das Reformwerk im Sinne der Vorlage von den Königen von 
Baiern, Sachſen und Hannover gefördert. Nächſten Montag wird die 
nächſte Conferenzſitzung ftattfinden. 
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- Preußen. ; 

Berlin, 22. Aug. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: dem bei der Gerichts⸗Deputation zu Pr.⸗Holland 
als Kreisgerichts⸗Rath angeſtellten Ober-Landesgerichts-Rath Ludwig 
Ferdinand Sigismund v. Baczko, und dem Kreisgerichts-Rath Carl 
Woldering zu Ahaus, den rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe, dem 
bisherigen erſten Kaſſirer der General- Militär: Kaffe, Rechnungs⸗Rath 
Walter, und dem Dr. Auguſt Neyen zu Wiltz im Großherzogthum 
Luxemburg den königl. Kronen⸗Orden vierter Klaſſe, fo wie dem bis 
herigen Kirchenkaſſen⸗Rendanten, Hufengutsbeſitzer Friedrich Haenſel 


or 


—— 


nn 


f 
chen Fakultät der Univerſität zu Breslau, Dr. Meuß, zum ordent⸗ 
lichen Profeſſor in derſelben Fakultät; und den bisherigen Landraths⸗ 


amts⸗Verweſer, Regierungs⸗Aſſeſſor Hoffmann, zum Landrathe des 


Kreiſes Jüterbogk⸗Luckenwalde zu ernennen. 

An dem evangeliſchen Schullehrer⸗Seminar in Soeſt iſt der Pfarrer 
Jacobi zum zweiten, und der bisherige zweite Lehrer Fix zum erſten Se⸗ 
minarlehrer ernannt worden. 

dem Freiherrn Albrecht 


Se. Maj. der König haben allergnädigſt geruht: 
b. Nagell⸗Itlingen zu Beckum, die Erlaubniß zur Anlegung des von 


* Sr. ae dem Papſte ihm verliehenen Ritterkreuzes des Pius» Ordens 


8 


Terpentinöl und Alkoho 


ling⸗Rechberg 
8 König von 


G 
der Kaiſer 


von ihm 


| Saif a. 


ſicht genommen fei. 


und der Medaille „Pro Petri Sede“ zu ertheilen. t.⸗Anz. 

. rl vom 15. Augujt 1863 — betreffend 
die Feuergefährlichkeit des Petroleums.] Fortgeſetzte Beobachtun⸗ 
en und Verſuche haben ergeben, daß die hohe Feuergefährlichkeit des Petro⸗ 
eum, welche zum Erlaß der Verfügung vom 6. Dezember v. J. Anlaß ge⸗ 
geben hat, demſelben nur im rohen Zuſtande beiwohnt und daß gereinigtes 
— durch Raffiniren von den entzündlichſten Gaſen befreites Petroleum 
nicht entzündlicher und deshalb in nicht höherem Grade feuergefährlſch iſt, 
als Terpentinöl, oder als Alkohol. Es iſt danach angänglich, die Vorſichts⸗ 
maßregeln, welche bei dem Transport, der 1 und der Verarbeitun 


bon Petroleum zu beachten find, und deren Zuſammenſtellung der köͤnigl. 
egierung mit der Verfügung vom 6. Dezember v. J. mitgetheilt worden 
iſt, auf das rohe Petroleum zu beſchränken und das raffinirte — gereinigte 

Petroleum nur 15 e zu unterſtellen, welchen 

unterliegen. 

Das rohe Petroleum iſt undurchſichtig, von grünlicher oder bräunlicher 
eo und hat in Folge der Beimiſchung von conſiſtenten bituminöſen Bes 

andtheilen meiſt die Beſchaffenheit eines dünnflüſſigen Theers. Das ge⸗ 
reinigte Petroleum iſt meiſtens vollkommen durchſichtig und ſehr punnffaſſeg 
und zeigt als beſonders 8 Merkmal eine ſchwach bläuliche 

Opaliſirun (Schillerung), welche bei der Betrachtung gegen einen weißen 

Hintergrund beſonders deutlich hervortritt. 

Die königliche . wird veranlaßt, die von ihr auf Grund der 
Verfügung vom 6. Dezember v. J. erlaſſene Polizei⸗Verordnung nach der 
obigen Beſtimmung abzuändern und gleichzeitig die angegebenen unterſchei⸗ 
* 1 wien dem a und Hias dle 9 ur öffent⸗ 

enntniß zu bringen, auch davon, daß dies geſchehen, Anzeige zu 

machen. Berlin, den 155 Auguſt 1863. 

Der Miniſter für Handel, Gewerbe Der Miniſter des Innern. 
und öffentliche Arbeiten. Im Auftrage: 
na ie von Klützow. 

An ſämmtliche königliche Regierungen und 
das königl. Polizei⸗Präſidium hier. 
[Die Rückkehr des Königs.] Während nach den bisherigen 

Beſtimmungen die Rückkehr Sr. Maj. des Könige nach Berlin am 

30. d. M. erfolgen ſollte, vernimmt die feudale „Z. Correſpondenz“, 

„daß ſich die Rückkehr des Königs ſo wie des Miniſter-Präſidenten 

d. Bismarck länger verzögern könnte, als bis jetzt angenommen wurde“. 

Die Annahme ſcheine „begründet, daß ſich die Anweſenheit in Baden⸗ 

aden noch in den Monat September hinzieht.“ 

ueber die Zuſamenkunft in Gaſtein! bringt die „Zeidler⸗ 

che Correſpondenz“ folgende Mittheilung, die, weil ſie gegen die Dar⸗ 
ſtellung der öſterreichiſchen Zeitungen gerichtet iſt, wahrſcheinlich Ent⸗ 
gegnungen hervorrufen und zu weiteren Erörterungen Anlaß geben 
wird, und die wir deshalb nicht übergehen zu dürfen glauben: 

Die öſterreichiſchen Zeitungen bemühten und bemühen ſich noch 5 5 
den Glauben zu erregen, als ob die Ueberraſchungs⸗Vorlagen zu Fran furt 
a. M. dem dieſſeitigen Cabinet ſchon früher zur Kenntnißnahme unterbreitet 
worden ſeien. Wir ſind in den Stand geſetzt, allen dieſen Behauptungen 
mit Beſtimmtheit zu widerſprechen. Von ſehr verläßlicher Seite geht uͤns 
Genaueres über die Zuſammenkunft Sr. Maj. des Königs von Preußen und 
Sr. Maj. des Kaiſers von Oeſterreich zu Gaſtein zu. Die nachſtehende 
Mittheilung dürfte 1 berichtigend für viele Referate über die 
dortigen ein. ir ſchicken die Annahme voraus, daß das Schmer⸗ 

ſche Project auf das Andringen 5 zwei Miniſter allerdings 

Je 3 3 . il, an Se. Maj. den 

! irect ne r dazu gehörigen Einladun Für 

tage * überreicht werden ſollen. ee ua Ballen 
eich beim erſten Beſuch des Kaiſers bei Sr. Maj. dem Könige brachte 
anz Joſeph das Geſpräch auf die bundestäglichen Verhältniſſe. 
childerung Hochdeſſelben ging dahin, daß, Hoden die Modifica⸗ 
onen in der Bundes⸗Geſetzgebung bis jetzt vergeblich angeſtrebt worden 
ſeien, ſeitens des kaiſerlichen Cabinets umfaſſende Vorlagen ausgearbeitet 
wären. Dieſe Vorlagen wünſche Hochderſelbe jo ſchleunig wie moglich einem 
17 verſammelnden Fürſten⸗Congreſſe zur Beſchlußfaſſung vorzulegen. 

ochderſelbe bitte, daß ſein Oheim zu dieſem Behufe der Einladung na 

M. Folge geben möge. Se. Maj. der König habe hierauf er⸗ 

auch er von einer Nothwendigkeit der deutſchen Bundesreform 

drungen ſei. Der Einladung nach Frankfurt würde ſeinerſeits gern 
egeben werden; als einzige Bedingung hierfür ſpreche er nur den 

en Wunſch ar i 


ſeitens Sr. 


Die kurze 


widert, da 
urchdt B 


urt a. M. erwarten“, wäre ihm 
eitens Sr. Maj. des Königs dahin erwidert: „Ja wohl, auf Wieder⸗ 
N. 01 Um jo größer ſoll allerdings das Erſtaunen 


Kaiſers 
benen General⸗Adjutanten das eigenhändige 


Ihre Maj. die Königin Wittwe] wird heute Abend von der 
Reife nach Wildbad wieder auf Schloß Sansſouci eintreffen. 

[Se. k. H. der Kronprinz] hat, dem Vernehmen nach, Höchſt⸗ 
lenden, nach dem Schloſſe Roſenau bei Koburg auf heute Abend 

[Das Befinden Sr. k. H. des Prinzen Albrecht] (Sohn) 
war im Laufe des gestrigen Tages befriedigend, das Bewußtsein voll 
kommen klar, der Schmerz in der Stirngegend geringer, Fieber mäßig. 
In der Nacht trat ein mehrſtündiger ruhiger Schlaf ein. 

Der Kriegs⸗Miniſter, General⸗Lieutenant v. Roon], 
wird heute Abend mit feiner Familie von feiner Urlaubsreiſe, zunächſt 
aus Weimar zurückkehren. 

[Die Angabe, daß eine Auflöſung der berliner Stadt 
verordneten ⸗Verſammlung bevorſtehe] wird der berliner 
„Mont. ⸗Ztg.“ von kundiger Seite her als durchaus unrichtig be⸗ 
zeichnet. Es beſtätigt ſich, daß Hr. v. Bismarck in Folge des Be⸗ 
ſchluſſes der Stadtverordneten zum Begräbniß des verewigten Prinzen 
Friedrich keine Deputation zu entſenden, telegraphiſch die Weiſung 
hat ergehen laſſen, den zur Auflöſung der Verſammlung erforderlichen 
Beſchluß des Staatsminiſterinms herbeizuführen und den desfallſigen 
Antrag an Se. Majeſtät zu richten. Man erzählt ſich, daß eine Mi⸗ 
niſterberathung zu dieſem Zweck ſtattgefunden, aber die Majorität er⸗ 


klärt hätte, es liege zu einem Antrage an Se. Majeftät kein ausrei⸗ 


ender Anlaß vor und man verſichert, damit ſei die Angelegenheit er⸗ 
igt worden. . 

[Diplomatiſches.] Die „3. C.“ theilt mit, daß, nachdem der 
Miniſter⸗Reſident v. Richthofen ſich entſchloſſen hat, in Hamburg zu 
verbleiben, nunmehr der diesſeitige Geſandte an der hohen Pforte, 
Braſſier de St. Simon zum Geſandten für den Haag in Aus⸗ 


ch] Collectiv⸗Einladung der Fürſten nach Frankfurt nicht folgen. 
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polizeilichen Notiz Stiefſchweſter der verwittweten Gräſin Dabska, ge⸗ 
borene Dabska auf Kolaczkowo, Kreis Weeſchen, nach einer anderen 
polizeilichen Notiz aber Schweſter des verſtorbenen Grafen Dabski in 
Kolaczkowo, danach alſo Gräfin Camilla Dabska“, wird wegen vorbe⸗ 
reitender hochverrätheriſchen Handlungen vom Staatsgerichtshofe ſteck⸗ 
brieflich verfolgt. 

[Zum Verſammlungsrecht.] Die „Volksztg.“ erhält nachſtehende 
auffallende Mittheilung aus Tuchheim bei Zieſar (im 2. Jerichow'ſchen 
Kreiſe): Hier ſollte eine freireligiöfe Verſammlung ſtattfinden mit einem 
Vortrage von Prediger Uhlich. Sie ward dem Grafen Henckel von 
Donnersmarck angezeigt, der mit der Verwaltung der gutsherrlichen 
Polizei betraut iſt. Aber der Herr Graf verweigerte die geſetzlich vor⸗ 
geſchriebene Beſcheinigung. Der Unternehmer der Verſammlung erwirkte 
nun vom Landrathsamte die Anweiſung, daß die Beſcheini— 
gung gemäß § 1 des Vereinsgeſetzes ſofort gegeben wer⸗ 
den müſſe. Aber der Herr Graf erklärte, er werde und wolle 
nicht beſcheinigen, Die Verſammlung hat ſtattgefunden, denn die 
geſetzlichen Erforderniſſe waren ſeitens der „Unterthanen“ erfüllt, nur 
ſeitens der Obrigkeit nicht; aber ſind das nicht ſeltſame Zuſtände? Es 
iſt Beſchwerde darüber bei der königl. Regierung eingereicht, und über 
den Erfolg wird zu ſeiner Zeit Bericht gegeben werden. 

Koblenz, 19. Auguſt [Cafino : Angelegenheit.] Das 
Schreiben der Herren vom Civil, welche ſeit dem 19. Juli das Caſino 
nicht mehr beſuchen, lautet wie folgt: n 

Geehrte Direction! Die jüngfthin ſtattgehabten Vorfälle, in Folge deren 
es des Herrn Ober⸗Präſidenten v. Pommer⸗Eſche Excellenz fur geboten hielt, 
auf feine Stellung als Ehrenmitglied der Geſellſchaft zu verzichten, geben 
auch uns Veranlaſſung, zur Zeit die Räume der Ge kſchaft nicht RK etre⸗ 
ten. Indem wir uns übrigens gleichzeitig unfere Rechte als ordentliche oder 
reſp. Karten⸗Mit lieder der Geſellſchaft ausdrücklich wahren, hegen wir die 
zuperſichtliche Hoffnung, daß die obwaltenden Umſtände bald wieder ihre Be⸗ 


ſeit aug finden werden. 
Koblenz, 19. Juli. Ergebenſt. 
(Folgen gegen 40 Unterſchriften, meiſtens von Regierungsbeamten.) 

Die Direction erwiderte darauf am 21. Juli: 

Nach Mittheilung des geſtern von einer Anzahl ordentlicher und Karten⸗ 
Mitgliedern eingegangenen Schreibens und in Erwägung, daß es zur Wah⸗ 
rung der durch die Aufnahme als Mitglied der Geſelſcha erworbenen Rechte 
lediglich der Erfüllung der nach SS 22 und 32 der Statuten den Mitgliedern 
1 Verpflichtungen W wobei es jedem anheimgeſtellt bleibt, die 
Geſellſchaft zu beſuchen oder nicht; daß daher die Anzeige eines Mitgliedes, 
die Räume der Geſellſchaft aus irgend welchem Grunde zur Zeit nicht betre⸗ 
ten zu wollen, unter Vorbehalt aller Rechte gänzlich zwecklos erſcheint, daß 
endlich der Diyection „obwaltende Umſtände“, deren Beſeitigung ihr ohne 
die a die der Geſellſchaft zu verletzen, möglich wäre, nicht bekannt 
ſind: beſchließt die Direction, nur um dem muthmaßlichen Wunſche der Un⸗ 
terzeichner vorgedachten Schreibens — daß nämlich deſſen Inhalt zur Kennt⸗ 
niß der Geſellſchaft gelange — zu willfahren, daß eine von dem Secretär⸗ 
Director beglaubigte Abſchrift u. ſ. w. im Geſellſchaftsſaale affihirt werde. 

Bonn, 21. Aug. (Adreſſe an den Abgeordnetentag.] 
Der hieſige conſtitutionelle Verein hat unter dem 19. Auguſt an den 
heute in Frankfurt zuſammentretenden Abgeordnetentag eine Adreſſe 
gerichtet, in der es heißt: „Sie, hochverehrteſte Herren, ſind zwar nicht 
mit der Macht ausgeſtattet, Ihren Beſchlüſſen unmittelbar Geltung zu 
verſchaffen, aber Sie können proteſtiren gegen jeden Verſuch, der von 
anderer Seite her gemacht wird, ſich allein die Berechtigung zu ent⸗ 
ſcheidenden Beſchlüſſen über Deutſchlands Zukunft beizulegen.“ 

Deut ſchland. 

Baden⸗Baden, 20. Aug. [Se. Maj. der König von 
Preußen] traf geſtern Abend 9 Uhr glücklich von Wildbad hier ein. 
In Allerhöchſtſeinem Gefdlge befand ſich auch der Miniſterpräſident 
v. Bismarck. In Lichtenthal ſtiegen Se. Majeſtät in den Wagen der 
Frau Großherzogin von Baden, welche ihrem erlauchten Vater entge⸗ 
gengefahren war. Mittags 3% Uhr kam der König von Sachſen von 
Frankfurt hier an und hatte um 9% Uhr eine kurze Beſprechung mit 
dem Könige von Preußen. Der König von Sachſen, welcher urſprüng⸗ 
lich heute Mittag wieder nach Frankfurt zurückzukehren beabſichtigte, 
hat die Einladung zum Diner um 5 Uhr bei den preußiſchen Maje⸗ 
ſtäten angenommen. Se. Maj. der König von Preußen wird der 
(N. Pr. Z.) 

München, 22. Auguſt. [Die Volksvertretung für das 
Reformprojeet.] In der heutigen außerordentlichen Sitzung der 
Abgeordnetenkammer ſagte der Präſident Hegnenberg in einer be⸗ 
züglich der Reformacte gehaltenen Anſprache: Laſſen Sie uns Zeugniß 
geben, daß die bairiſche Volksvertretung in dem vorgelegten Reform⸗ 
entwurf den Ausgangspunkt einer beſſeren Zukunft Deutſchlands, daß 
fie in dem Congreſſe der Fürſten den erſten Schritt von dem Worte 
zur lang erſehnten That erkenne, indem wir die freudige Gelegenheit 
erfaſſen, durch einmüthige Kundgebung unſerer Geſinnung uns dem 
Einheitsbeſtreben anzuſchließen und daſſelbe zu fördern. Die ganze 
Kammer erhob ſich ſchließlich auf die Aufforderung des Präſidenten 
und brachte den „nach Einigung ſtrebenden deutſchen Fürſten in Frank⸗ 
furt“ ein dreifaches Hoch. 

Coburg, 20. Aug. [Die Kronprinzeſſin von Preußen] 
iſt geſtern Abends, von Potsdam kommend, zum Beſuch ihrer Mutter 
hier eingetroffen. Der Beſuch des Kronprinzen von Preußen wird erſt 
am Sonnabend erwartet. (C. 3.) 

Leipzig, 21. Auguſt. [Verbot.] Die königliche Kreisdirection 
macht bekannt, daß durch rechtskräftiges Erkenntniß die Confiscation 
und Vernichtung von Band V. und VI. der Varnhagen'ſchen Tage⸗ 
bücher ausgeſprochen worden und daher jede fernere Verbreitung und 
Ankündigung der genannten Bände ſtraffällig ſei. 


„Oeſterre i ch. 

Wie n, 20. Auguſt. [Direkte Wahlen für das deutſche 
Parlament. — Franzöſiſch⸗ruſſiſche Verſtändigung.] Der 
„D. A. 3.“ wird geſchrieben: Man behauptet hier, daß für den Fall, 
daß die Miſſion des Königs von Sachſen an den König von Preußen 
von keinem günſtigen Erfolge begleitet ſein ſollte, der Congreß in Frank⸗ 
furt eine Wendung nehmen werde, welche manche in den letzten Wochen 
von Seiten der Preſſe nur ſchüchtern hingeworfene Andeutungen zur 
Wahrheit machen dürfte. Für den Fall, daß die Linke des Congreſſes, 
Baden, Sachſen⸗Coburg und Sachſen⸗Weimar, den Antrag auf directe 
Wahlen ſtellen ſollte, dürfte derſelbe von öſterreichiſcher Seite inſofern 
keinen Widerſtand zu erwarten haben, als ſich der Kaiſer darauf be⸗ 
ſchränken würde, die Beibehaltung des indirecten Wahlmodus für die 
deutſch⸗öſterreichiſchen Bundesprovinzen zu verlangen. Gutem Verneh⸗ 
men nach wird der Kaiſer nach Beendigung des Congreſſes dem Kö⸗ 
nig von Sachſen in Dresden einen Beſuch abſtatten, und deßhalb ſeine 
Rückreiſe über Leipzig, Dresden, Prag antreten. Hier wird dieſe Nach⸗ 
richt freudig aufgenommen, weil die Ankunft des Kaiſers auf der Nord⸗ 
bahn Gelegenheit zu einem feſtlichen Empfange und feierlichen Einzug 
des Kaiſers durch die Stadt bieten würde. Bemerkenswerth ift, daß, 
während man in Paris, ſo lange eine gegründete Ausſicht auf eine 
Spaltung in Deutſchland, deren Vergrößerung man vom Fürſtentage 
erwartete, vorhanden war, ſich in Lobeserhebungen Oeſterreichs überbot, 
jetz, wo die Dinge in Frankfurt eine andere Wendung genommen ha⸗ 
ben, auch ein Umſchwung der Stimmung daſelbſt eingetreten iſt. Die 
offieiöfe franzöſiſche Preſſe beginnt, wie die heutige „France“ beweiſt, 
gegen die öſterreichiſche Initiative einen nergelden Ton anzuſchlagen. — 
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daß ſich gleichzeitig die Somtome einer herannahenden 

ruſſiſch⸗franzöſiſchen Verſtändigung mehren. Ich führe 5 Bel hier- 
für nur den mehr als verſöͤhnlichen Ton der franzöſiſchen Antwortsnote 
und die unter den obwaltenden Verhältniſſen nicht zu unterſchätzende 
Thatſache an, daß der Kaiſer Alexander vor ſeiner Abreiſe dem Her⸗ 
zog v. Montebello einen Glückwunſch für den Kaiſer Napoleon zum 
15. Auguſt überſandte. Oeſterreich kommt dieſe Wendung, gewiſſen 
Verdächtigungen gegenüber, ſehr gelegen. Es heißt, daß der Erzherzog 
Ferdinand ſich nach Frankreich begeben werde, um den Kaiſer, der in 
den erſten Tagen des nächſten Monats nach Biarritz geht, daſelbſt zu 
beſuchen. a 

Krakau, 16. Aug. [Prozeß Bentkowski.] Wie bekannt, 
hat Herr Bentkowski im Lager des geweſenen Dictators Langiewicz eine 
hervorragende Stellung eingenommen; ſpäter wurde er während ſeines 
Aufenthalts in Krakau aus Anlaß einer bei ihm vorgenommenen Haus⸗ 
durchſuchung der hieſigen Strafbehörde übergeben, jedoch in der darauf 
erfolgten Unterſuchung wegen der ihm zur Laſt gelegten Geſetzübertre⸗ 
tung bereits wieder auf freien Fuß geſetzt. Nun verlangt aber ein 
preußiſches Unterſuchungsgericht die Auslieferung des Herrn Bentkowski 
wegen des in Preußen nach dem preußiſchen Strafgeſetze begangenen 
Verbrechens des Hochver aths. Die Auslieferung wurde aber von 
Oeſterreich nicht zugeſtanden, wohl aber hatte das Oberlandesgericht 
über Herrn Bentkowski vor der Hand die Verwahrungshaft verhängt; 
gegen dieſe Haft hat der Verhaftete die Berufung. eingelegt und es foll 
der oberſte Gerichtshof der Berufung des Herrn Bentkowski wider den 
oberlandesgerichtlichen Beſchluß keine Folge zu geben befunden haben. 
Der Verhaftete bleibt alſo, dem beſtehenden Geſetze gemäß, bis der 
preußiſche Unterſuchungsrichter vollkommen glaubwürdige Beweiſe oder 
rechtliche Verdachtsgründe des ihn angeſchuldigten Verbrechens binnen 
einer beſtimmten Friſt beigebracht haben wird oder dies zu thun unter⸗ 
läßt, wegen des ihm preußiſcherſeits angeſchuldigten Verbrechens des 
Hochverraths in einſtweiliger Verwahrung. (Wand.) 

Lemberg, 21. Aug. [Mordverſuch.] Heute Nachmittags 
fand auf offener Straße ein Mordverſuch gegen den Plaͤtz⸗Lieutenant 
Winkler ſtatt. Ein unbekannter junger Mann verſetzte ihm einen 
ſchweren, jedoch ungefährlichen Stockſchlag über den Kopf, verſuchte 


dies zu wiederholen, wurde aber verhaftet. 1 
Belgien. 2 
Brüſſel, 20. Auguſt. [Der katholiſche Congreß zu 2 
Mechſeln! hält jeden Vormittag zwei Geſammt⸗Sitzungen, von denen 2 
die letzte öffentlich und den Vertretern der Preſſe zugänglich iſt. Außer⸗ a 


dem haben die fünf Abtheilungen am Vormittag Spezial⸗Debatten. 
In der fünften Section, welche mit der Preſſe und den Mitteln, der 
katholiſchen Publicität einen neuen Aufſchwung zu geben, ſich beſchäf⸗ 
tigt, hat man den Beſchluß gefaßt, ein großes internationales Organ 
in dem Maßſtabe der „Independance“ zum Zwecke der Vertheidigung 
katholiſcher Intereſſen zu begründen. Nebenbei wurde erörtert, ob die 
katholiſchen Zeitungen Theater-Annoncen bringen, am Sonntage erſchei⸗ 
nen dürften u. ſ. w. und die Frage bejaht, jedoch nur unter der Be⸗ 
dingung, daß die Redactionen dazu die Erlaubniß der geiſtlichen Be⸗ 
hörden einholen. Fürſt Czartoryski hat in der genannten Section einen 
mit ſtürmiſchem Beifall aufgenommenen Vortrag zu Gunſten Polens 
gehalten. In der vierten Abtheilung über „chriſtliche Kunſt“ hat man 
dem gothiſchen Bauſtyle ausſchließlichen Beifall gezollt und ſämmtliche 
Kunſtwerke und Bauten der Renaiſſance als heidniſchen Sinnes 
verurtheilt. In der dritten Abtheilung hat man ſich gegen nackte Sta: 
tuen ausgeſprochen. In der Geſammt⸗Sitzung hat Herr Verſpayen die 
Beſchlüſſe der erſten Section über eine allgemeine Organiſirung des 
Peterspfennigs zur Anzeige gebracht. Im Namen der zweiten Abthei⸗ 
lung hat Herr Graf v. Melun der Privat⸗Wohlthätigkeit die unbe⸗ 
grenzteſte Freiheit (namentlich in Bezug auf Stiftungen und Vermächt⸗ 
niſſe) zuerkannt. Alle dieſe Beſchlüſſe find vom Congreſſe einſtimmigg 
genehmigt worden. In der öffentlichen Geſammt⸗Sitzung hat Herr 
Dechamps über den Zweck der Verſammlung geſprochen. | 


Groß brit ann ie u. 

London, 20. Auguſt. [Die öſterreichiſche Bundesreform.] 
Man kann nicht leugnen, daß ſelbſt jene engliſchen Blätter, die ſeit 
Jahren das neue wie das alte Oeſterreich mit Abneigung und Miß⸗ 
trauen betrachten, die Nachricht von der öͤſterreichiſchen Einladung zum 
Fürſtencongreß mit Staunen zwar, aber nicht ohne Wohlwollen aufge⸗ 
nommen haben. Almählich jedoch ſcheint dieſe Stimmung ſich zu ändern. 
So unterwirft heute „Daily News“ die öſterreichiſchen Vorſchläge einer 
ſcharfen Kritik. „Nie, ſagt das Blatt, hatte ein Monarch eine beſſere 
Gelegenheit, einen Nebenbuhler auszuſtechen als der Kaiſer von Oeſter⸗ 
reich in ſeinem neulichen Antagonismus gegen Preußen. Franz Joſeph 
brauchte nur den ſchwankenden Liberalismus Berlins zu überbieten, 
und in Frankfurt ein Reform: oder Unionöprojekt vorzuſchlagen, 2 
welches wenigſtens den gemäßigten Liberalen Deutſchlands annehmbar — 
geſchienen hätte. Statt deſſen, was hat Oeſterreich geboten? Einen Ei 
illuſoriſchen, unbilligen, unausführbaren und ſo gearteten Plan, daß er Br. k 
ſelbſt den verſammelten Fürſten als ein politiſcher Rebus, dem Volke = 
aber als eine Täuſchung und Schlinge erſcheinen muß. Die neue Bundes⸗ je 
erefutive ſoll fo zuſammengeſetzt fein, daß die Majorität derſelben in die 
Hände Oeſterreichs und Baierns fällt, zweier durch Politik und Verſchwäge⸗ 
rung eng zuſammenhängender, katholiſcher und in vielen Stücken retrograder 
Höfe. Solch ein Vorſchlag iſt nichts Geringeres als eine Beleidigung Nord: 
deutſchlands, und anſtatt Preußen ſeine Anhänger abwendig zu machen, 
iſt er geeignet, ganz Deutſchland auf Preußens Seite zu treiben. Man 
hatte uns ſchon vorausgeſagt, daß die Ideen Rechberg's und ſelbſt 9 
Schmerling's, als nicht genügend vorgeſchritten, dem Streben Deutſch ?“ 
lands kaum genügen würden; und wahrlich, die Vorſchläge, mit denen 
der Kaiſer in Frankfurt auftritt, werden das Mißtrauen gegen Oeſter⸗ 
reich, von welchem die Herzen der weitſichtigſten deutſchen Patrioten er? 
füllt find, nicht verringern.“ Indem nun „Daily News“ zu den an? 
deren Beſtimmungen des Reformprojects übergeht (wobei, beiläufig ge⸗ 
ſagt, es dem engliſchen Blatte widerfahren iſt, entweder den es 3 
Reformentwurfs gar nicht vor ſich gehabt oder ihn falſch geleſen zu u 
haben), fährt es fort: „Die öſterreichiſchen Staatsmänner haben durch 
den Vorſchlag ihres Kaiſers nur gezeigt, daß ſie eben ſo weit 1255 
den deutſchen Ideen zurück find, wie Defterreich ſelbſt in Aan e 
dürfniſſen, in focialer, intellectueller und politiſcher Entwickelung hinter 3 
Deutſchland zurück if. Der Schritt, den Oeſterreich gethan hat, müßte 
zum ungeheuren Gewinn Preußens ausſchlagen . denn die bloße 
Andeutung folder Vorſchläge muß die ſogenannte großdeutſche Partei - 
ſprengen und die des Nationalvereins verſtärken Hoffen wir, 
daß dem deutschen Patriotismus noch eine größere Zukunft bevorſteht. 
Der Congreß wird ſedoch nicht ohne Ergebniß bleiben. Der Groß: 
herzog von Baden und der Großherzog von Sachſen⸗Weimar werden 
hoffentlich gegen die Ausführbarkeit der öſterreichiſchen Vorſchläge pro⸗ u 
teſtiren, und auf die Fürſten⸗Verſammlung wird eine Zufammentunft 
von Volks⸗Delegirten folgen, die nach dem Scheitern der Fürſten⸗Ver⸗ 
ſammlung größeres Gewicht haben wird, als wenn man ihr erlaubt 
hätte, von ſelbſt zuſammenzutreten. Was — fo ſchließt der Artikel — 
Deutſchland braucht, iſt eine von den Vertretern des Volkes verkündete 
„Bill of Rights.“ 
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Wilna, 19. Aug. Es war keinen Augenblick zweifelhaft, daß das At⸗ 
tentat auf unſern Adelsmarſchall Domeild eine willkommene Gelegenheit 
bieten würde, um neue Verfolgungen hervorzurufen, neue Maßregeln zu 
rechtfertigen. Sie willen bereits, daß die beiden Brüder Rewkow ski, weil 
fie angeblich von dem Attentate Kenntniß gehabt, dieſe ihre Wiſſenſchaft mit 
dem Tode des Erhängtwerdens haben büßen müſſen. Heute habe ich Ihnen 
nun wiederum von zwei Exekutionen zu berichten, welche ebenfalls aus dem⸗ 
ſelben Anlaß erfolgt ſind. Wie weit die Hingerichteten irgend eine Schuld 
trifft, kann ich nicht wiſſen und laſſe deshalb die amtliche Bekanntmachung 

prechen. Nach dieſer ſind die Einwohner von Wilna, Joſeph Jablonski, 
arl Sipowicz und Boleslaw Lomanowicz durch ein Kriegsgericht für über⸗ 
führt erklärt, „daß fie dem ſ. g. National⸗Comite als geheime Spione und 
Polizei⸗Agenten fur die Stadt Wilna 1 eleiſtet, die von e 
anbefohlenen Morde begangen, auch demſelben den Eid der Treue geleiſtet, 
daß Siponowicz um die gegen das Leoen des wilnaer Adelsmarſchall gerich⸗ 
tete Verſchwörung gewußt, daß ihm endlich zugkeich mit den Brüdern Rew⸗ 
wski, welche bereits ihre Strafe erlitten, die Ausführung des Attentats 
Anfangs übertragen geweſen ſei.“ In Folge dieſer Feſtſtellung hat Ja⸗ 
blonski und Siponowicz heute um 11 Uhr auf dem Marktplatze der Stadt 
Wilna die Todesſtrafe erlitten. Lomanowicz dagegen, welcher ebenfalls zum 
Tode verurtheilt worden iſt, iſt mit Rückſicht auf ſein offenes Geſtändniß 
unter Verluſt aller bürgerlichen Ehrenrechte zu lebenslänglicher Deportation 
nach den Bergwerken — begnadigt worden. — Vorgeſtern feierte das hier 
garniſonirende Leib⸗Regiment ſein „Regimentsfeſt.“ achdem am Vormit⸗ 
tag ein Gottesdienſt gehalten wurde, hielt Murawieff eine Parade deſſel⸗ 
ben ab, bei welcher er einen Soldaten decorirte. Hierauf fand auf dem Ka⸗ 
ſernenplatze unter Zelten ein Diner ſtatt, an welchem auch Murawieff, aus 
ſeiner Gewohnheit heraustretend, Theil nahm, und den Toaſt auf Se. Ma: 
jeſtät brachte, von dem bald darauf ein tele 6 Gruß anlangte. Abends 
war die Kaſerne erleuchtet. — An demſelben Tage wurde folgende Farce 
aufgeführt: Es erſchien bei Murawieff eine aus 25 Perſonen beſte⸗ 
ende Deputation aus dem Kreiſe Marianopol. Der Sprecher behauptete, 
ie käme im Namen von 5000 Bauern, um Murawieff in Folge der 
bedrängten Lage des Kreiſes um ſeinen Schutz und die Wiederherſtel⸗ 
lung don Ruhe und Ordnung zu bitten, wofür fie ihrerſeits Dorf: 
wachen bilden und dem Militär beim Unterdrücken des Aufſtandes behilflich 
ſein wollten. e en die Deputation gnädig auf und verſprach, 
„bei ihnen eine ſtrenge Militär⸗ und Cipilregierung einzuführen, da ſie in 
einem Kreiſe wohnen, in welchem die Truppen des wilnaer Militärbezirks 
zur Sicherung der Eiſenbahn doch ſtationirt ſind.“ Die Sache wäre ganz ſchlau 

eingefädelt, wenn hier nicht jedes Kind wüßte, daß im Kr. Marianopol im 
Ganzen kaum 5000 Bauern vorhanden ſind, und daß gerade dort der Bauernſtand 
ſich mehr als irgendwo dem Aufſtande angeſchloſſen hat, und daß deshalb nur 
die ſtrengen Maßregeln noch verſchärft werden ſollen. — Auf Befehl Mura⸗ 
wieff's iſt der dünaburger Adelsmarſchall Graf Ludwig Plater nach 
Orenburg transportirt worden, um dort internirt zu werden. Daſſelbe Loos 
trifft die Gemahlin des aa im dünaburger Kreiſe angeſeſſenen Sigis⸗ 
mund Bujnidi; ihre Schuld beſteht darin, daß ihr Mann ſich feiner Verhaf⸗ 

tung durch die Flucht entzogen hat. — Der hier verhaftete Graf Ada m 
Plater iſt ſeiner Haft entlaſſen worden, nachdem er ſich zur Unterſchrift der 
Ergebenheitsadreſſe bereit erklärt hatte. ol 3.) 

Krakau, 20. Auguſt. [Exceſſe. — Weiteres über die 
Niederlagen der Inſurgenten.] Die hieſige Bevölkerung iſt durch 
das Scheitern der beiden Expeditionen, die in der Nacht zum löten 
d. M. nach Polen vordrangen und dort von den Ruſſen aufgehoben 
wurden, in eine fieberhafte Aufregung gerathen, die ſich bereits in gro⸗ 
ben Exceſſen Luft gemacht hat. Am 13. hatte ſich das Gerücht ver⸗ 
breitet, daß Expeditionen von Einwohnern des in der Nähe von Kira 
kau unweit der Grenze gelegenen Dorfes Prontnik Bialy dem öſter⸗ 
reichiſchen Militär und den Ruſſen verrathen worden ſeien. Dies Ge⸗ 
rücht durchlief wie ein Blitz die Stadt und rief den Entſchluß hervor, 
an den Einwohnern von Prontnik Bialy Rache zu nehmen. Ein Zug 
nach dem Dorfe und ein Angriff auf daſſelbe ſchien wohl nicht aus⸗ 
führbar, zumal man wußte, daß das Militär in den Kaſernen con⸗ 

ſignirt war. 
aus Prontnik gehörigen, in der Stadt gelegenen Brodthallen, die 
zum Theil mit Vorräthen reichlich gefüllt waren. Gegen Abend rot⸗ 
teten ſich zahlreiche Volkshaufen der unterſten Klaſſen zuſammen und 
zogen lärmend und ſchreiend nach den bezeichneten Brodthallen. Die 
in denſelben anweſenden Bäcker wurden herausgezogen und aufs 
gröblichite gemißhandelt, die vorhandenen Brodtvorräthe geraubt und 
unter die Menge vertheilt und die Brodthallen gänzlich demolirt. 
Hierauf ging der Zug nach einem in der Nähe befindlichen Hauſe, 
in welchem ſich ebenfalls eine bedeutende Brodtniederlage aus Prontnik 
Bialy befand. Die dort vorhandenen Vorräthe wurden geraubt und 
vertheilt und das Haus größtentheils demolirt. Das Werk der 
Beraubung und Zerſtörung war in einer halben Stunde vollbracht. 
Erſt dann ſchritt das Militär ein und trieb die raubgierigen Haufen 
auseinander. — Am 17. fand hier unter großer Betheiligung des Pu⸗ 
blikums die Beerdigung von drei an der polniſchen Grenze von öſterrei⸗ 
chiſchem Militär getödteten Zuzüglern ſtatt. — Meinem geſtrigen Bericht 
über das Gefecht am ezernochower Walde (am 16.) habe ich noch 
eine charakteriſtiſche Einzelnheit hinzuzufügen. Die Bauern der Um⸗ 
gegend, die ber jeder Gelegenheit eine große Erbitterung gegen die In⸗ 
ſurgenten an den Tag legen, hatten ſich in zahlreichen Haufen zuſam⸗ 
mengeſchaart und hielten während des Gefechts den Wald beſetzt, um 
den Inſurgenten nach jener Seite die Flucht abzuſchneiden. Viele In⸗ 
ſurgenten, die in dem Walde Schutz gegen die ruſſiſchen Kugeln ſuchen 
wollten, wurden von den Bauern ergriffen, ausgeplündert 
und größtentheils erſchlagen. Die Leichen wurden nackt aus⸗ 
gezogen und im Walde zurückgelaſſen. — In den Tagen vom 15. bis 
17. fanden längs der krakauiſchen Grenze 7 Gefechte ſtatt, deren 
Reſultat die Vernichtung nicht blos der beiden Zuzüglerſchaaren, ſondern 
auch der Chmielinski'ſchen Inſurgenten-Abtheilung war, die ſich der 
Grenze bis Wolbrom genähert hatte, um die Zuzügler zu empfangen. 
Die Geſammtoerluſte der Ruſſen in dieſen 7 Gefechten werden auf 
mindeſtens 250 Mann angegeben. Ein Theil der ruſſiſchen Truppen 
wurde vom General Fürſt Schachowskoi, der andere vom General 
Czengieri commandirt. Erſterer iſt durch einen Schuß in das linke 
Bein verwundet worden. Die Inſurgenten haben außer einem Verluſt 
von circa 258 Mann ihre ſämmtlichen Waffen und Ausrüſtungsgegen⸗ 
ſtände eingebüßt, die theils den Oeſterreichern, theils den Ruſſen in die 
Hände fielen. 5 (Bromb. 3.) 
Kattowitz, 23. Auguſt. [Die Verbindung mit 
Warſchau vollſtändig abgebrochen.] Die Communication auf 
der Warſchau⸗Wiener Eiſenbahn iſt zwiſchen Czenſtochau und 
Piotrkow ganz unterbrochen, ſo daß warſchauer Briefe ſchon 
ſeit zwei Tagen nicht eingetroffen. Die Inſurgenten haben 
nämlich faſt alle Brücken zwiſchen obengedachten Stationen 
trotz der großen Wachſamkeit von Seiten der RNuſſen durch 

Feuer vernichtet. Selbſt die große Brücke zwiſchen Czen⸗ 

ſtochau und Klomniee iſt nicht verſchont geblieben. Die Her⸗ 

ſiellung derſelben dürfte längere Zeit in Anſpruch nehmen. — 

Das war das Werk einer einzigen Nacht, von Freitag auf Sonn⸗ 
abend. Dies einzige Factum mag wohl genügen, um die Angabe 
des amtlichen „Dziennik Powszechny“, der den Aufſtand in Polen 
ſchon unterdrückt willen will, vollſtändig zu widerlegen. 
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Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Frankfurt, 22. Auguſt. Die Fürſten treten heute zu einer 
Sitzung zuſammen. In der Bildung des Bundes⸗Directoriums ſoll 
eine Veränderung derart eintreten, daß ſtatt des Wahlprinzips für den 
4, und 5. Bundesdirector Alternirung ſtattfindet. 


zugeſagt. f 


Man beſchloß daher einen Sturm gegen die den Bäckern 


2000 


Hannover hat ſein Erſcheinen auf der münchener Zollconferenz 


Die Wohnungen der hier weilenden Fürſten ſind auf eine weitere 
Woche gemiethet worden. D preſſe.) 

Frankfurt a. M., 23. Auguſt. In der geſtrigen Fürſten⸗ 
Conferenz begann man die Reformakte artikelweiſe der Berathung zu 
unterziehen. Artikel 1. „Erweiterung des Bundeszweckes“ wurde nach 
einer Einwendung des Herzogs von Sachſen-Altenburg, welche eine 
längere Rede des Herzogs von Koburg veranlaßte, einſtimmig ange⸗ 
nommen. Nächſtdem wurden noch einige andere Artikel erörtert und 
genehmigt. Das Reformwerk im Sinne der Vorlage ſoll mit beſon⸗ 
derer Wärme von den Königen von Baiern, Sachſen und Hannover 
befürwortet worden ſein. Die nächſte Conferenz wird morgen ſtattfinden. 


Kiel, 23. Auguſt. Das Spruch⸗Collegium der Univerſität hat]! 


über den Verfaſſungs⸗Conflict zwiſchen der deutſchen Majorität der 
ſchleswigſchen Stände⸗Verſammlung und dem königlichen Kommiſſarius 
ein Rechts⸗Gutachten dahin abgegeben, daß der letztere durchaus unbe⸗ 
fugt geweſen ſei, der Ständeverſammlung die Entſcheidung über die 
Giltigkeit der Wahlen zu verwehren. 

Frankfurt a. M., 23. Aug. Das „Frankfurter Journal“ 
veröffentlicht die Depeſche des Herrn v. Bismarck an den preußiſchen 
Geſandten in Wien de dato 14. Auguſt. Dieſelbe erzählt die Details, 
betreffend die Einladung des Königs von Preußen nach Frankfurt. Am 
7. Auguſt habe ein kaiſerliches Handſchreiben den König erſucht, wegen 
der Badekur einen Prinzen nach Frankfurt zu entſenden. Denſelben 
Tag noch habe der König abgelehnt. Herr v. Bismarck hält es der 
Würde des Königs nicht entſprechend, in Frankfurt Vorſchläge, worüber 
Preußen nicht gehoͤrt worden, entgegenzunehmen. Zu eigener Initiative 
ſei der Moment nicht geeignet. Sollte gleichwohl Preußen veranlaßt 
werden, ſich auszuſprechen, fo könnte es nur in einer nach Volks⸗ 
zahl der Einzelſtaaten aus directen Wahlen hervorgehen— 
den Volksvertretung eine geeignete Grundlage erkennen. 

Nach der „Europe“ würde nächſten Donnerſtag die Rückäußerung 
Dänemarks über den Bundestagsbeſchluß vom 9. Juli zu erwarten 
ſein. Dieſelbe beſage: Dänemark könne den Vorlagen des Bundesta⸗ 
ges nicht entſprechen, werde die Bekanntmachung vom 30. März auf⸗ 
recht erhalten und eine Bundesexecution als Feindſeligkeit gegen die 
Würde der Krone und gegen die Exiſtenz der däniſchen Monarchie be⸗ 
trachten. — Die „Europe“ verſichert, daß die Grundzüge eines Defen⸗ 
ſiv⸗ und Offenſivvertrages zwiſchen Dänemark und Schweden bereits 
verabredet ſeien, und daß eine Bundesexecution das Signal zum Ein⸗ 
marſch ſchwediſcher Truppen in Dänemark ſein würde. 

Paris, 22. Aug. Der „Courrier du dimanche“ glaubt die nad): 
folgende identiſche Schlußfaſſung der drei letzten nach Petersburg ge⸗ 
ſandten Noten verbürgen zu können. 
dem Gouvernement die gebieteriſche Pflicht zu erfüllen, die ernſteſte Auf⸗ 
merkſamkeit des Fürſten Gortſchakoff für die Schwere der Lage und die 
Verantwortlichkeit, welche es Rußland auferlegt, anzurufen. Oeſterreich, 
Frankreich und England haben es als dringlich bezeichnet, daß dem 
bedauernswerthen Zuſtande, der voll von Gefahren für Europa, ein 
Ende gemacht werde; ſie haben die Mittel angezeigt, deren Anwendung 
ihnen als eine Pflicht erſcheint, um zu dieſem Ziele zu gelangen. 
Wenn Rußland nicht Alles, was von ihm abhängt, thut, um die ge⸗ 
mäßigten und verſöhnlichen Abſichten der drei Mächte zu verwirklichen, 
wenn es den durch die freundſchaftlichen Rathſchläge bezeichneten Weg 
nicht betritt, ſo wird es für die ſchweren Conſequenzen, welche die Ver⸗ 
längerung der polniſchen Unruhen nach ſich ziehen kann, verantwortlich. 
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„Breslau, 24. Auguſt. [Alarmirung der Feuerwache. Ge 
ſtern Vormittag wurde der Hauptfeuerwache alarmirt, da der auf den Bo⸗ 
denräumen des zum Grundſtücke Matthiasſtraße Nr. 73 gehörenden Hinter⸗ 
hauſes in der Nähe des Schornſteins hervordringende Rauch einen Balken: 
brand vermuthen ließ. Ein folder wurde indeß nicht vorgefunden, vielmehr 
ergab ſich, daß der Rauch nur durch die offenen Fugen aus dem darunter 
liegenden undichten Schurz hervorkam, und daß daher eine wirkliche Feuers⸗ 
gefahr nicht vorhanden war. . 


Angekommen: Graf v. Walderſee, Chef⸗General der Kavallerie, aus 
Poſen. Le Conte Ferra de Caſtello⸗Branco, Rentier, aus Liſſabon. 
Seine Durchlaucht Fürſt Blücher von Wahlſtatt und Graf Blücher von 
Wahlſtatt aus Radun. Graf Suchodolski aus Warſchau. Fürſt Stanis⸗ 
laus Stoiowski a Gefolge aus Petersburg. Hubingeſſen, Eon: 
ſiſtoriakrath, aus Salzburg. Koch, Ober⸗Bau⸗ In Frau aus 
Poſen. (ell) 


H. Hainau, 19. Aug. In der vorgeſtern abgehaltenen General⸗Ver⸗ 
ſammlung des Turnvereins wurde beſchloſſen, zu Anfange des Monat 
Septemder ein Stiftungsfeſt des Vereins abzuhalten und dazu auch aus⸗ 
wärtige Turnvereine einzuladen. Das aus den Mitgliedern: Kreisrichter 
Seibt, Apotheker Mettin, den Kaufleuten Matthes, Thiel und Bauer beſtehende 
Feftcomite wird ein Feſtprogramm entwerfen. 


pektor, mit 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


mae e e e | 
n n „die as * n 
tur der Luft nach Deka, rometer. ratur. Stärke. 8 
Breslau, 22. Aug. 10 U. Ab.] 330,82 10,4] W. 2. Bedeckt. 
23. Aug. 6 U. Mrg.] 331,40 79,8] NW. 2. Trübe. 

2 U. Nachm. | 331,90 712,2 NW. 3, Trübe. 

10 U. Abds.] 332,26 410,2 N. 0, Trübe. 

24. Aug. 6 U. Mrg. 332,07 10%, SW. 1. Trübe. 

Breslau, 24. Aug. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 12 F. 3 3. U.⸗P. — F. 63. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 22. Auguſt, Nachm. 3 Uhr. Die Spekulanten waren beru⸗ 
higt. Die Rente eröffnete zu 67, 55, fiel auf 67, 45 und ſchloß in beſſerer 
Haltung, aber unbelebt, zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 
93 7 eingetroffen. Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 67, 60. Italien. 5proz. 


Rente 72, 65. Ital. neueſte Anleihe 72, 80. Zprz. Spanier —. Iprz. 
Spanier 47%. Oeſterr. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 428, 75. Creditmobilier⸗ 
Aktien 1107, 50. Lomb. Eiſenb.⸗Aktien 552, 50. 

London, 22. Auguſt, Nachm. 3 Uhr. Silber 61-61%. Türkiſche 


Conſols 49%. Conſols 93%,. Iproz. Spanier 48. Mexikaner 38%. Sproz. 
Ruſſen 94%. Neue Ruſſen —. VSardinier 974. A. sproß 

Wien, 22. Auguft, Nachm. 12 Uhr 30 Minuten, Jai Sproz. 
Metalligues 76, 80. 4 Hoe Metalligues 69, —. 1854er Looſe 96, —. 
Bank⸗Aktien 795, —. Nordbahn 171, —. National⸗Anlehen 82, 30, 
Credit⸗Aktien 192, 10. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 191, —. London 
III, 80, Hamburg 83, 50. Paris 44, 25. Gold —. Böhmiſche Weſt⸗ 
995 127 50. Neue Looſe 135, 30. 1860er Looſe 101, 45. Lomb. Eiſen⸗ 
ahn 246, —. . 

Frankfurt a. M., 22. Aug., Nachm. 2% Uhr. Niedrigere pariſer Notirun⸗ 
gen drückten öſterr. Effekten um Ahab. Böhm. Weſtb. 73. innlaan Anl. 89 J,. 

chluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Bexbach 144. Wiener Wechſel 1044. 
Darmſt. Bank⸗Aktien 235. Darmſt. Zettel⸗Bank 255%. proz. Metalliqules 
67. 4% prozentige Metalliques 60. 1854er Looſe 84 B. Beiterreichihe 
National⸗Anl. 71%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 208 B. Oeſter⸗ 
reichiſche Bankantheile 830. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 199%. Neueſte öſter⸗ 
reichiſche Anl. 90%. Oeſterr. Eliſabetbahn 128 B. Rhein⸗Nahebahn 29%. 
Heſſiſche Ludwigsbahn 10% 2 
amburg, 22. Auguſt, Nachm. 2 Uhr 30 M. 
ſchaͤftslos. Norwegiſche Anleihe nur einzeln 99% bez. 
88 Br. Wetter trübe. Schluß Cour e: National⸗Anleihe 72%. Oeſterr. 
Credit⸗Aktien 847. Vereinsbank 104%. Nordd. Bank 106%. Rheiniſche 
100%. Nordbahn 64. Disconto —. 

e 22. Auguſt. [Getreidemarkt.] 
ändert, ab auswärts ſehr flau. Roggen loco ſehr flau 
los, ab Königsberg per Herbſt 6709, per Frühjahr 69 


Die Börſe war ge: 
1 51 Anleihe 


Beim, loch 1185 
a ee geſchäfts⸗ 
Thlr., Denis pr. 


No n Ber 2 ze * 
5 * n 


Jae zu 70 Thlr. angeboten. Oel Oktober 28—27 
aſſee 


Dieſelbe laute: Es bleibt jetzt“ 


. 


Mai 2727“. 
Markt ruhig. Zink verkauft 7000 Ctr. Sept.⸗Okt.⸗Lieferung 122. 


Berliner Börse vom 22. August 1863. 


Eisenbahn-Stamm-Aotien, 
Dividende pro 1861 1862 Zf. 


Fonds- und Geld-Course. 
Freiw. Staats-Anl. . 4% 101% bz. 
106½ bz. 


ey "sk 0e. Anchen-Düsseld.| 3% 3% 13% 93 . 
dito 185414 1010 B. Aachen-Mastrich 0 1 4 34½ bz. 
dito 18554 1010 B Amsterd.-Rottd. 6 4 106 ½ ©. 
dito 185614111017, B. Berg.-Märkische| 644] 6% 4 |109 bz.u.B 
dito 18571412 1101% B. Berlin-Anhalt.. 8%] 8% 4 |153 bz. 
dito 1859141 1101% B. Berlin-Hamburg| 6 | 6% 4 |122% bz. 
dito 185% %% bz. Berl. Potsd.- Mg. 11 14% [193 bz. 
Staats-Schuldscheine3½ 90 % b. Berlin-Stettin. 57 % 4 . bz 
Präm.-Anl. von 18553 ½ 130 ½ bz. Böhm. Westb. . = 5 5 7 17 
Berliner Stadt-Obı. 44½ 103% G. Breslau-Freib. 6% 8 4 13814 b 
3 Kur- u. Neumärk.|31, 1911 @ Cöln-Minden.. . .12% 12) 3 182 bz. 
© \Pommersche. .. .1314191 bz. Cosel-Oderberg. | 0 4 924 bz 
& ]Posensche...... 4 [103% G. dito St.-Prior. Sg 3 981. 5 
2 L 3½97 ½ bz. dito dito 
3 / dito neue 4 97½% bz. Ludwgsh.-Bexb.| 8 | 9 4 143 8. 
schlesische. 3¼95½ B. Magd.-Halberst. 22½½ 4 28 0 
Kur- u. Neumärk. 4 99% G. Magd.-Leipzig...|17 17 —.—.— 
(Pommersche. 4 99% B. Magd.-Wittenbg.| 144) 17 4286 . 
2 \Posensche 4 197% bz Mainz-Ludwgsh.| 7 7½% 4 |128%, B. 
0 Preussische 1 08% bz. Mecklenburger. 2 2½ 4 69% B. 
SW. thein. \ Neisse-Brieger. .| 3½% 4 4 94% K. 
© |Westph. u. Rhein- d 98 ½ bz. € 8 a: 2 
& [Sächsische ..... 4 199%, bz. Niedrschl.-Märk. 4 |4 4 . 
2 Schlesische 1 100 ½% b. 1 3 71 ws 
Louisd’or 110:% bz. ee eu ba. Operschles. A... 721 713 1614 162 br. 
Goldkronend.7 . b. G. Poln-Bankn. 92 ½ ba dito B. 7% 10% b 3 
4 dito ©.. 710i a 2. 
ee Oestr. Fr. StB. 6 — 5 |113% be. 


Oesterr. Metalliques.]ö 69 B. 


6 | 
e 113% he Oestr.südl. St.-B. 1 — 5 


- g 7 Tarn 24/4 65¼ 6. 
dito Lott.-A.v.605 190%,%u% bz. || Oppeln-Tarn a 
dito Ser Pr. A. 4 |86% etw. ba. ge er s 2 g 180 va 
dito  Eisenb.-L. . — 80 3 Rhein-Nahebahn 0 | — 14 7, 8. 
Tre gr aa reale Khr.Crt.K.Gldb. .| 344] 41% 314199 ba 
A Ka SSL. ER 22 Stargard-Posen .| 4 | 6 3% 1054, ba. 
dito Poln. Sch.-Ob.|4 78 ba. u. G. Thüri 63,| 7¼ 4 128% b 
Poln. Plandbr. * 3 8 7 5 
80 BR 90Y, bz. 
Poln. Obl. ä F14 189%, bz. 
40 4 300 Fils 50% G. Bank- und Industrie-Paplore. 
dito à 200 Fl. 224 6. Berl. Kassen-V. 531 6104 116 0. 
Kurhess. 40 Thlr. . 56% B Braunschw. B. . 4 4 4 |75% 6. 
Baden. 35 El. Loose.— eb. Bremer aa a - 4 > @. 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. 1 81 | 9 & — is 5 
Berg.-Märkische.. . 4% 100 J, B. Geraer Bank... 5 764 98½ bz. 
dito II.) 4½ 100% bz. Gothaer „ 4 59 1 534% B. 
dito IV. 4½ 100 bz. Hannoversche B. 4 5 4 100% B. 
dito III. v. St.3 6.08 82% B. Hamb. Nordd. B. 5 6 4 104% 0. 
Cöln-Minden 33 4% 101 ½% 6 „ Vereins-B. ö 6 4 103½ 8. 
dito 1.5 [174% . Königsberger B. 1 5 4 101% G. 
dito 4 195% G. Luxemburger B. 10 10 4 104% B. 
dito III. a 94 B. Magdeburger B. 4% 4% 92% G. 
dito 4411017, 6. Posener Bank. sh 54414 96% G. 
dito 8 IV. 4 193 bz. Preuss. Bank-A. 4 674% 12 B. 
Cos.-Oderb: (Wim). UA 91, G. Thüringer Bank 2% 3 4 |70% 8. 
= dito III. 4% 7 ½% B. elmar | 5 [4 190% B. 
Niederschl. Märk. . 4 19814 B. — 
dito conv. A 198 8. Berl. Hand.-Ges. 5 9 4 109½ G. 
dito III. 4 1015 6. Coburg. Credb. A. 3 | 8 4 94 etw. bz 
er dito IV.4% 1101 G. Darmstädter „ 5 6% 4 1911 G. 
Niederschl. Zweigb.. Dessauer „ 0 0 4 5% 
Litt. C... 4% 101% B. Disc.-Com-Ant. 6 | 71414 10% bz 
Oberschles, A...... 98 U. Genfer Credb. A. 2 | — 4 59¼ 4% % bz. B. 
dito D 3½%87 % B. Leipziger „ 33% 831% etw. bz. 
dito O. u. D. 4 97 ½ G. Meininger » 6 1 44 98¼ @ 
dito E.. 47 81%, G. Moldauer Lds.-B. 1 21% 4 36 ½ B. 
5 Bird = 1 8. 260 b. e e 7 845 85% ½ bau. B. 
ran. a 2. B 2 . 
Oest. südl. 8 b., 202 Baum. ra Le ch." 
Rhein v. St. gar.. 44% 101% E. Minerra 0 s 30 6. 
Rhein.-Nahe-B. gar. 4 (100% G Fbr. v. Eisenbbdf. 54! — !5 104 ½ etw. ba. 
Wechsel- Course. 
Amsterdam 250 Fl. . Ik. 8.142 ½ bz. Augsburg 100 FI. 2 M. 56. 24 ba. 
dito dito 2 M. 141% bz. Leipzig 100 Thlr.. . . 8 T. 99 bz. 
Hamburg 300 Mk.. . . k. S.]150%, bz to dito 2 Mu. 99 / G. 
dito dito 2 M. Bo 2. Frankfurt a. M. 100 F1.]3 M. 56. 24 bz. 
London 1 Lst........ 3 M. [G. 2 0 bz. Petersburg 100 S.-R. . 3 W. 102% bz. 
Paris 300 Fres 2 M.|79%, bz. dito dito 3 M.|101%, bz. 
Wien 180 Fl.... 8. T. 89% bz. Warschau 90 8.-R. ...|8 T. 92 bz. 
dito dito 2 M. 88 , bz. Bremen 100 Thlr.. 8 T. 109% ba. 


momter h 10° Wärme, Der heutige 

mung und nicht belangreichen Angeboten zu unveränderten Preiſen. 
eizen matter, pr. 84 Pfd. weißer 68—76 Sgr., gelber 65—72 Sgr. 

— Roggen gut behauptet, pr. 84 Pfd. 48 —50—53 Sgr. — Gerſte ruhig, 

pr. 70 id. 38—40 Sgr. — Hafer nur alte Waare 70 pr. 50 Pfd. 

alter 31—34 Sgr., neuer 27—29 Sgr. — Erbſen ſtill. — Wicken ſchwach 

ugeführt, — Oelſaaten, matter. — Bohnen ohne Frage. — Schlag⸗ 


# Breslau, 24. Auguſt. Wind: Nord⸗Weſt. Wetter: regnicht. Abe 
9 Markt verlief bei a 


1 Eu, 674 —6%—7 Thlr. — Rapskuchen gefragt, 58 Sgr. pr. 
ntner. 
Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff 

Weißer Weizen 5 Wilen 46—48— 50 
Gelber Weizen 8 66—68—72 Sgr. pr. e 
Roggen 2 48—50—53 SchlagsLeinfaat.... 200—212 
Gerte 0 38—39—41 Winter⸗Raps 210—224— 232 
Daf: 28—31—34 Winter⸗Rübſen 208—220—224 
Erben Men 50—52—56 Sommer⸗Rübſen .. — — — — 

Kleeſaat begehrt bei unbedeutendem Angebot, rothe 11—16 Thlr. 
weiße 14—19% Thlr. pr. Centner. Thymothee 6—7½ Thlr. 
gefiel pr. Sad & 150 Pfd netto 28-32 Sgr., pr. Metze neue 

4—2 Sgr. 


Vor der Börſe. 
Rohes Rüböl pr. Ctr. loco und Termine 13 Thlr. — Spiritus pr 
100 Quart à 80 Tralles loco 15% Thlr., Herbſt 15½ Thlr. 


„Theater ⸗ Repertoire. 5 

Montag, den 24. Auguſt. „Der Freiſchütz.“ Romantiſche Oper in 
3 Alten von Fr. Kind. Muſik von C. M. v. Weber. (Agathe, Frl. Braun.) 

Dinstag den 25. Auguſt. 1) „Eine Partie Piquet.“ Luſtſpiel in 
1 Akt von Fournier und Meyer. 2) „Fortunio's Lied.“ Komiſ 
Operette in 1 Akt von H. Cremieux und L. Halevy, bearbeitet von G. Ern 
Muſik von J. Offenbach. aul Friquet, Fräul. v. Bulvowsky, vom 
Victoria⸗Theater zu Berlin. 3) „Ein Berliner in Wien.“ Poſſe m 
Geſang in 1 Akt von Langer und Kaliſch. Muſik von Conradi. J „Der 
Noſenkranz.“ Tanz⸗Divertiſſement. f 

Sommertheater im Wintergarten. 

Montag, den 24. Auguſt. 7 Preiſe.) Beneſiz für Hru. und 
Frau Groß. Zum 4. Male: „Die Maurer von Berlin, oder: So 
was macht Spaß.“ Seel, mit Geſang und Tanz in 4 Akten und 
8 Bildern von E. 1 Muſik von verſchiedenen Componiſten. — Anfang 
des Concerts um 4 Uhr. Anfang der Vorſtellung um 6 Uhr. Nach der 
Vorſtellung Fortſetzung des Concerts. 


Eine Reliquie aus der Schlacht an der Katzbach. 

In unſeren Mauen befindet ſich noch der letzte e e 26. August 
1813, Namens Iiir e Deshayes. Derſelbe, aus Tournay bei Lille 
gebürtig, hatte Unter Napoleon die Feldzüge in Spanien und Deutſchland 
mitgemacht und 15 am 26. Auguſt in die Hände der preußiſchen Landwehr. 
Seit jener Zeit lebt er ununterbrochen hier in Breslau. Viele Jahre er 
Gaben er ſich vom franzöſiſchen Unterricht, jetzt aber altersſchwach und dem 
Erblinden nahe, iſt er fiche auf die Hilfe ſeiner Mitmenſchen angewieſen. 

i 


Möge man an den fröhlichen Feſtmahlen zur Feier des Gedenktages der glor⸗ 


reichen Schlacht auch des ehemaligen „Feindes“ nicht vergeſſen, der don um 
ſerm gaſtlichen Herde Hilfe erwartet. 5 0 i 
nen ſo e 9 
ſelbe Sehr 


. h Vielleicht ſind die Zeitungs⸗Expeditio⸗ 
„. milde Gaben für den 82jahrigen Greis anzunehmen.) Der⸗ 
itterplatz Nr. 10, im Hofe 2 Stiegen. 1479] ı | 
) Sehr gern. Expedition der Breslauer Zeituug- 


Radicale Heilung 


aller Arten von Unterleibsbrüchen und Vorfällen, durch die Methode 
und Bruchbänder des Herrn Dr. Theviſſen, wecher ſich ſeit 30 Jah⸗ 
ren ſpeciell mit der Heilung der Bruchkranken 7 Derſelbe wird 
vom L2. bis zum 30. Auguſt in Breslau in Becker's Hotel garni, 
Albrechtsſtraße Nr. 39, zu ſprechen ſein, und ſich während ſeines Auf 
1 a ur . Des Ban der Harth un 
zhaften Affectionen, ſowie mit der Heilung der Harthöri 
Taubheit befafien. N 11480 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Stei 
Druck von Graf, Barth und Comp. (W. Friedrich in Breslau. 


